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Fotonachweis

T i t e l f o t o : Polizei Rheinland-Pfalz 

Der demographische Wandel wird bereits mittelfristig Konsequenzen für den Arbeitsmarkt 
haben. Für die Polizei wird es schwieriger werden, Personalabgänge durch junge Anwär-
terinnen und Anwärter zu ersetzen.

A u t o r e n f o t o s :  Manfred Riege, Fotostudio Jörg, Nassau.
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 - nichts vorhanden

 . Zahl unbekannt oder geheim

 x Nachweis nicht sinnvoll
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/ keine Angabe, da Zahl nicht sicher genug

( ) Aussagewert eingeschränkt, da Zahl statistisch unsicher 
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Industrieaufträge im November 

erneut deutlich über dem Vor-

jahreswert

Die Auftragseingänge der rheinland-

pfälzischen Industrie wuchsen im 

November im dritten Monat in Folge 

stärker als in Deutschland insge-

samt. Bei den rheinland-pfälzischen 

Industriebetrieben wurden im ver-

gangenen November preisbereinigt 

15,1 % mehr Erzeugnisse geordert 

als im November 2005; bundesweit 

lag der Zuwachs bei 6,1 %. 

Die Bestellungen aus dem Ausland 

lagen in Rheinland-Pfalz um 19,4 % 

über dem Wert vom November 

2005 (Deutschland: + 5 %). Die in-

ländischen Bestellungen legten im 

Land ebenfalls zweistellig zu und  

erreichten ein kräftiges Plus von 

10,7 % (Deutschland: + 7,1 %). 

Zweistellige Zuwachsraten gegen-

über November 2005 konnten in 

Rheinland-Pfalz u. a. der Fahrzeug- 

 bau (+ 39,1 %), die Hersteller von 

Gummi- und Kunststoffwaren (+ 15,2 %), 

die chemische Industrie (+ 13,7 %) 

sowie der Maschinenbau (+ 11,7 %) 

verbuchen. Diese Wirtschafts-

branchen meldeten jeweils höhere  

Ordereingänge von inländischen und 

ausländischen Kunden. Eine geringe 

Auftragseinbuße von 2,4 % gegen-

über dem Vorjahresmonat mussten 

die Betriebe der Metallerzeugung 

und -bearbeitung hinnehmen. Alle 

anderen in Rheinland-Pfalz vertre-

tenen Branchen verzeichneten eine 

verstärkte Nachfrage. 

Auftragseingangsindex im verarbeitenden Gewerbe 
in Rheinland-Pfalz und in Deutschland im November 2006

15,1

10,7

19,4

6,1
7,1

5,0

 0

 5

 10

 15

 20

 25

Insgesamt Inland Ausland

 Rheinland-Pfalz  Deutschland

Veränderung gegenüber November 2005 in %

Industrie setzte bis Oktober 

6,7 % mehr um

Die Industrieumsätze lagen von 

Januar bis Oktober 2006 in Rhein-

land-Pfalz um 6,7 % über denen des 

vergleichbaren Vorjahreszeitraumes. 

Die rheinland-pfälzischen Industrie-

betriebe erzielten in diesen zehn 

Monaten 61,3 Mrd. Euro Umsatz. 

Deutschlandweit wurden Umsätze in 

Höhe von 1 305 Mrd. Euro getätigt, 

daraus errechnet sich ein Zuwachs 

von 6,8 %. Der Auslandsumsatz stieg 

von Januar bis Oktober gegenüber 

dem entsprechenden Vorjahreszeit-

raum in Rheinland-Pfalz um 8,2 % 

und in Deutschland um 10,8 %. Die 

Umsätze im Inland legten in Rhein-

land-Pfalz um 5,5 % und deutsch-

landweit um 4,1 % zu. Die Zahl der 

Beschäftigten im Oktober 2006 

belief sich für Rheinland-Pfalz auf 

272 907 und lag damit 0,2 % unter 

dem Stand vom Oktober des voran-

gegangenen Jahres. Die Anzahl der 

tätigen Personen in Deutschland  

betrug 5 933 855 und blieb damit 

auf dem Vorjahresniveau.

Umsätze im verarbeitenden Gewerbe in Rheinland-Pfalz  
und in Deutschland 
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 Rheinland-Pfalz  Deutschland

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 

Erwerbstätige in Rheinland-Pfalz und in Deutschland  
1992–2006

Im Maschinenbau lag die Zuwachs-

rate in Rheinland-Pfalz bei mehr als 

13 %, bundesweit bei 9,2 %. Umsatz-

steigerungen wurden auch bei den 

Herstellern von Büromaschinen,  

DV-Geräten, Elektrotechnik, Fein-

mechanik und Optik (+ 9,9 bzw. 

+ 6,7 %), in der Metallerzeugung und 

-bearbeitung (+ 8,8 bzw. + 14,9 %) 

sowie von den Herstellern che-

mischer Erzeugnisse (+ 5,6 bzw. 

+ 5,7 %) und dem Fahrzeugbau  

(+ 4,6 bzw. + 7,3 %) erzielt.

Im Oktober 2006 erreichte das  

rheinland-pfälzische verarbeitende 

Gewerbe einen Umsatz von 6,4 Mrd. 

Euro. Dies entspricht einer Steige-

rung von 12,6 % gegenüber Okto-

ber 2005. Der Auslandsumsatz von 

etwas mehr als 3 Mrd. Euro erreichte 

eine Zuwachsrate von 16,3 %; die 

Exportquote lag bei 47,3 %. Die In-

landsumsätze legten ebenfalls kräf-

tig um 9,5 % zu und beliefen sich auf  

3,4 Mrd. Euro. Der mit den Ländern 

der Eurozone getätigte Auslands-

umsatz lag mit mehr als 1,6 Mrd. 

Euro überdurchschnittlich um 23,4 % 

über dem Wert vom Oktober des 

vorangegangenen Jahres.

Die Daten zur Industrie stammen 

aus dem Monatsbericht für Betriebe 

im verarbeitenden Gewerbe sowie 

im Bergbau und der Gewinnung 

von Steinen und Erden, zu dem die 

Betriebe von Unternehmen mit 20 

und mehr Beschäftigten regelmäßig 

melden. Befragt werden rund 2 030 

Betriebe. 

Mehr Arbeitsplätze durch  

konjunkturelle Belebung

Zahl der Erwerbstätigen stieg 

im Jahr 2006 um 16 000 

In Rheinland-Pfalz ist die Zahl der 

Erwerbstätigen im vergangenen 

Jahr wieder gestiegen. Einer ersten 

vorläufigen Berechnung des Arbeits-

kreises „Erwerbstätigenrechnung 

des Bundes und der Länder“ zufolge 

hatten im Durchschnitt des Jahres 

2006 rund 16 000 Personen mehr 

ihren Arbeitsort in Rheinland-Pfalz 

als im Jahr 2005. Dies entspricht 

einem Anstieg um 0,9 %, nachdem 

die Beschäftigung im Jahr 2005 

stagniert hatte. Damit verlief die Ent-

wicklung hierzulande etwas günsti-

ger als im gesamten Bundesgebiet, 

wo es eine Zunahme um durch-

schnittlich 0,7 % gab. Insgesamt 

hatten im Durchschnitt des Jahres 

2006 knapp 1,8 Mill. Erwerbstätige 

ihren Arbeitsort in Rheinland-Pfalz, 

das waren rund 4,6 % aller Erwerbs-

tätigen in Deutschland.

Zu der positiven Entwicklung der  

Erwerbstätigkeit im vergangenen 

Jahr hat die konjunkturelle Belebung 

wesentlich beigetragen. Anders als 

in den Vorjahren ist dadurch auch  

die Zahl der sozialversicherungs-

pflichtigen Beschäftigungsverhält-

nisse wieder gestiegen. Erste Aus-

wertungen der Bundesagentur für 

Arbeit zeigen, dass zudem die Zahl 

ausschließlich geringfügig Beschäf-

tigter („Minijobs“) weiter zugenom-

men hat. Daneben haben auch ar-

beitsmarktpolitische Instrumente die 

Entwicklung beeinflusst. Die För-

derung der Selbständigkeit durch 

Existenzgründungszuschuss und 

Überbrückungsgeld, die im Jahr 

2005 zu einem kräftigen Anstieg von 

„Ich-AGs“ geführt hatte, wurde im 

Jahr 2006 durch den Gründungszu-

schuss ersetzt. Wie bereits im Vorjahr 

ist die Zahl der Arbeitsgelegenheiten 

(„Ein-Euro-Jobs“) weiter ausgedehnt 

worden. Eine Aufschlüsselung nach 

Selbständigen (einschließlich mit-

helfenden Familienangehörigen) und 
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Versicherungsgewerbe die Dienst-

leister für Unternehmen, wie Soft-

warehäuser, Unternehmensberater, 

Ingenieurbüros u. Ä. Im Bereich 

„Handel, Gastgewerbe und Verkehr“ 

war nur eine geringe Beschäfti-

gungszunahme zu verzeichnen. Hier 

stieg die Zahl der Erwerbstätigen im 

Vorjahresvergleich um 1 500 oder 

0,3 %. Auch in der Land- und Forst-

wirtschaft war in Rheinland-Pfalz ein 

Zuwachs um 1 000 Personen bzw. 

2 % festzustellen.

Die langfristige Betrachtung seit 1991 

zeigt einen überdurchschnittlichen 

Anstieg der Erwerbstätigkeit in Rhein-

land-Pfalz. Hierzulande lag die Zahl 

der Erwerbstätigen 2006 um 7,4 % 

(gut 124 000 Personen) über dem  

Niveau von 1991, während in den alten 

Bundesländern ohne Berlin ein An-

stieg um 5,8 % und in ganz Deutsch-

land um 1,2 % zu verzeichnen war.

Die Ergebnisse beruhen auf der 

ersten Fortschreibung des Arbeits-

kreises „Erwerbstätigenrechnung 

des Bundes und der Länder“, die sich 

auf aktuell verfügbare Basisstatisti-

ken stützt. Weitere Informationen zur 

Erwerbstätigenrechnung gibt es im 

Internetangebot des Arbeitskreises 

unter http://www.statistik-hessen.

de/erwerbstaetigenrechnung/

Die Erwerbstätigen werden hier 

am Arbeitsort nachgewiesen. Der 

Personenkreis umfasst sozialver-

sicherungspflichtig Beschäftigte, 

Selbständige und mithelfende Fami-

lienangehörige, Beamte sowie ge-

ringfügig Beschäftigte.

Struktur der Erwerbstätigkeit 

hat sich deutlich verändert

Ergebnisse des Mikrozensus 

zeigen den Wandel auf

Immer mehr Rheinland-Pfälzerinnen 

und Rheinland-Pfälzer üben eine 

selbständige Tätigkeit aus. Im Jahr 

1980 gingen rund 144 000 Erwerbs-

tätige einer selbständigen Beschäf-

tigung nach, im Jahr 2005 waren es 

Arbeitnehmern wird im Rahmen der 

zweiten Berechnung im März 2007 

möglich sein.

In den Wirtschaftsbereichen ent-

wickelte sich die Erwerbstätigkeit 

im Jahr 2006 unterschiedlich. Trotz 

der konjunkturellen Belebung kam 

es wie in den Vorjahren im produ-

zierenden Gewerbe zu Arbeitsplatz-

verlusten, allerdings in deutlich ge-

ringerem Maße als 2005. Die Zahl 

der Beschäftigten ist hier im Jah-

resdurchschnitt um gut 4 000 oder 

1,1 % gesunken; im Jahr 2005 hatte 

der Rückgang 2,1 % betragen. Da-

gegen kam es im Baugewerbe nach 

kräftigem Personalabbau in den  

Vorjahren erstmals wieder zu einer 

Zunahme (+ 1 100 bzw. 1,1 %).

Beschäftigungsgewinne gab es 

2006 erneut in den Dienstleistungs-

bereichen. Insgesamt waren hier 

per Saldo gut 18 000 Personen 

mehr beschäftigt als ein Jahr zuvor, 

das entspricht einem Zuwachs um 

1,4 %. Zurückzuführen ist dieser An-

stieg in erster Linie auf die Bereiche  

„Finanzierung, Vermietung und Un-

ternehmensdienstleister“ (+ 6 400 

Personen bzw. 2,7 %) und „Öffent-

liche und private Dienstleister“ 

(+ 10 200 Personen bzw. 1,8 %).  

Zum Bereich „Öffentliche und pri-

vate Dienstleister“ gehören neben 

der öffentlichen Verwaltung auch 

Erziehung und Unterricht, Gesund-

heitswesen, persönliche Dienstleis-

tungen sowie häusliche Dienste, 

zum Bereich „Finanzierung, Vermie-

tung und Unternehmensdienstleis-

ter“ zählen neben dem Kredit- und 
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rund 198 000 und damit über 37 % 

mehr als vor 25 Jahren. Allein im 

Vergleich zu 2004 nahm die Zahl um 

7 % oder fast 13 500 Personen zu. 

Das ist auch ein Zeichen dafür, dass 

immer mehr Menschen in selbstän-

diger Tätigkeit einen Ausweg aus  

bestehender oder drohender Arbeits-

losigkeit suchen. Nicht zuletzt dürfte 

staatliche Förderung, wie z. B. die 

Ich-AG, eine Rolle spielen.

Der Anteil der Selbständigen an allen 

Erwerbstätigen wuchs zwischen 

1980 und 2005 von 9 auf 11 %. Da-

gegen nahm die Zahl der mithelfen-

den Familienangehörigen deutlich 

ab. Während vor 25 Jahren noch 

mehr als 4 % der erwerbstätigen Be-

völkerung in Rheinland-Pfalz dieser 

Kategorie zuzuordnen waren, arbei-

ten heute nur noch knapp 1,5 % bei 

einem selbständig tätigen Familien- 

oder Haushaltsmitglied. Hinter die-

ser Entwicklung steht die deutliche 

Abnahme der Zahl landwirtschaft-

licher Betriebe, auf die in der Vergan-

genheit das Gros der mithelfenden 

Familienangehörigen entfiel.

Auch der Anteil der Beamten geht 

weiter zurück. Im Jahr 2005 stand 

jeder 14. Erwerbstätige in Rheinland-

Pfalz in diesem besonderen öffent-

lich-rechtlichen Dienstverhältnis; vor 

25 Jahren war es noch jeder Zehnte.

Wie 1980 arbeitet auch heute der 

überwiegende Teil der Erwerbstäti-

gen im Angestellten- oder Arbeiter-

verhältnis. So wuchs der Anteil der 

Angestellten und Arbeiter an den Er-

werbstätigen in Rheinland-Pfalz von 

77 % im Jahr 1980 auf über 80 % im 

Jahr 2005. Die Unterscheidung die-

ser beiden Berufskategorien ist in 

den vergangenen Jahren durch tarif- 

und rentenversicherungsrechtliche 

Anpassungen immer mehr in den 

Hintergrund getreten. Die Zunahme 

der Zahl der Angestellten und der 

Rückgang bei den Arbeitern muss 

auch vor diesem Hintergrund gese-

hen werden. 

 

Einbruch im Baugewerbe  

hat vor allem größere Betriebe 

getroffen

Beschäftigungsrückgang in 

Kleinbetrieben gestoppt

Der Umsatz- und Beschäftigtenrück-

gang in der rheinland-pfälzischen 

Baubranche hat größere Betriebe 

wesentlich stärker getroffen als klei-

ne. Seit 1998 haben Betriebe mit 20 

und mehr Beschäftigten ihr Personal 

um mehr als ein Drittel reduziert. Der 

Rückgang in den Kleinbetrieben fiel 

mit rund 13 % wesentlich geringer 

aus; im vergangenen Jahr wurde hier 

der Beschäftigtenabbau sogar ge-

stoppt. Im Juni 2006 waren 36 751 

Personen im Bauhauptgewerbe 

tätig, mehr als die Hälfte davon in 

kleineren Betrieben. 1998 lag der 

Anteil der Beschäftigten in kleinen 

Betrieben noch bei 45 %.

Die Anzahl der größeren Betriebe ist 

seit 1998 von 533 auf 340 gesunken, 

das entspricht einem Rückgang um 

36 %. Die Zahl der kleinen Betriebe 

stieg dagegen um 65 auf 3 503 

(+ 1,9 %). 

Trotz des zahlenmäßigen Rückgangs 

und des deutlichen Beschäftigungs-

abbaus erwirtschaften die Betriebe 

mit 20 und mehr Mitarbeitern zwei 

Drittel des baugewerblichen Um-

satzes. Im Jahr 2005 lag der bau-

gewerbliche Umsatz bei insgesamt 

3,85 Mrd. Euro, zu denen die Betriebe 

mit 20 und mehr Beschäftigten 2,45 

Mrd. Euro beisteuerten. Der Umsatz 

des gesamten Bauhauptgewerbes 
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lag um 11 % unter dem Wert des 

Jahres 1997; die größeren Betriebe 

mussten einen Rückgang um 15,6 % 

hinnehmen, Betriebe mit weniger als 

20 Beschäftigten machten 1,9 % we-

niger Umsatz als 1997.

Der größte Anteil am Umsatz wird 

nach wie vor im Hochbau erwirt-

schaftet. Der Tiefbau legte jedoch in 

den letzten neun Jahren kräftig zu. 

Während der Hochbau fast 8 % ver-

lor, konnte der Tiefbau seinen bau-

gewerblichen Umsatz um 10,5 % 

steigern. Zu der Entwicklung hat vor 

allem der Straßenbau beigetragen, 

dessen Umsätze um 34,8 % zunah-

men. Im Tiefbau dominieren klar die 

größeren Betriebe, die 2005 z. B. im 

Straßenbau 87,3 % des Umsatzes auf 

sich vereinigten. Dagegen herrschen 

die Kleinbetriebe im Wohnungsbau 

vor; sie generierten 76,5 % der Um-

sätze in dieser Bauart. 

Die Daten stammen aus der Total-

erhebung von 3 843 Betrieben aus 

dem Bauhauptgewerbe im Juni 

2006. Hier werden alle Betriebe im 

Bereich der vorbereitenden Bau-

stellenarbeiten sowie im Hoch- und 

Tiefbau befragt. 

Einzelhandel legt in Rheinland-

Pfalz kräftig zu

Umsatzplus deutlich über dem 

Bundesdurchschnitt

Der rheinland-pfälzische Einzelhan-

del – ohne Kraftfahrzeughandel und 

Tankstellen – hat seine Umsätze in 

den ersten elf Monaten des vergan-

genen Jahres deutlich gesteigert. Die 

-3 -2 -1 0 1 2 3 4 5 6

Facheinzelhandel mit Nahrungsmitteln,
Getränken und Tabakwaren

Apotheken; Facheinzelhandel mit
medizinischen, orthopädischen und

kosmetischen Artikeln 

Sonstiger Facheinzelhandel

Einzelhandel mit Waren verschiedener Art

Einzelhandel ingesamt

 Umsatz (nominal)  Beschäftigte insgesamt  Vollzeitbeschäftigte Teilzeitbeschäftigte

Veränderung gegenüber Januar bis November 2005 in %
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Umsatz und Beschäftigte im Einzelhandel  
von Januar bis November 2006

Umsatzerlöse nahmen gegenüber 

dem Zeitraum Januar bis Novem-

ber 2005 nominal, also zu jeweiligen 

Preisen, um 3 % zu. Real, d. h. um 

Preisveränderungen bereinigt, war 

ein Umsatzplus von 2,1 % zu ver-

zeichnen. Die Umsatzsteigerungen 

lagen damit deutlich über dem Bun-

desdurchschnitt von nominal + 0,8 % 

und real + 0,1 %. 

Ein überdurchschnittliches Umsatz-

plus erzielten die Apotheken und der 

Facheinzelhandel mit medizinischen, 

orthopädischen und kosmetischen 

Artikeln, ebenso der Einzelhandel mit 

sonstigen Waren (hierzu zählen u. a. 

der Einzelhandel mit Büromöbeln, Rei-

nigungsmitteln, Brennstoffen usw.). 

Eine unterdurchschnittliche Umsatz-

steigerung verzeichnete in den ersten 

elf Monaten dagegen der Fachhandel 

mit Nahrungsmitteln, Getränken und 

Tabakwaren. Ähnlich ging es dem 

Einzelhandel mit Waren verschie-

dener Art; hierzu gehören insbeson-

dere Kauf- und Warenhäuser sowie 

Super- und Verbrauchermärkte.

Das freundlichere Konsumklima 

schlug sich auch in der Beschäf-

tigtenzahl nieder. Die Zahl der Voll-

zeitkräfte nahm um 2,2 % zu, die der 

Teilzeitkräfte um 3,1 %. 

Im November 2006 setzte der rhein-

land-pfälzische Einzelhandel nominal 

3,5 % mehr um als ein Jahr zuvor. 

Preisbereinigt lag das Umsatzplus 

im November bei 2,6 %. Bundesweit 

nahmen die Umsätze nominal um 

0,2 % zu, real lagen sie um 0,3 % unter 

dem Wert vom November 2005.
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Die Daten stammen aus der monat-

lichen Stichprobenerhebung bei 

etwa 1 800 Einzelhandelsunterneh-

men in Rheinland-Pfalz. Das sind 

rund 9 % aller Einzelhändler. Die 

Angaben für Filialbetriebe von Ein-

zelhandelsketten mit Sitz in einem 

anderen Bundesland sind in den  

Ergebnissen enthalten. Da es sich 

um eine Stichprobenerhebung han-

delt, liegen absolute Werte sowie 

Regionalangaben nicht vor.

 

Gastgewerbe spürt nichts von 

steigender Konsumlaune

Umsätze bis November unter 

Vorjahresniveau

Das rheinland-pfälzische Gastgewer-

be hat in den ersten elf Monaten des 

Jahres 2006 weniger Umsatz ge-

macht. Die Umsätze lagen nominal, 

also zu jeweiligen Preisen, um 0,2 % 

unter denen des entsprechenden 

Vorjahreszeitraumes; real – d. h. um 

Preisveränderungen bereinigt – be-

deutete das einen Umsatzrückgang 

um 1,5 %. Bundesweit setzte das 

Gastgewerbe in den ersten elf Mo-

naten nominal 1,5 % mehr um, real 

erhöhte sich der Umsatz gegenüber 

dem Vorjahreszeitraum um 0,1 %.

Überdurchschnittliche Zuwächse 

waren bei Kantinen und Catering-

betrieben zu beobachten, zu denen 

unter anderem die Lieferanten von 

Fluggesellschaften gehören. Aber 

auch die speisengeprägte Gastro-

nomie – Restaurants, Cafés, Eis-

salons und Imbissstuben – konnte 

das Umsatzvolumen in den ersten elf 

Monaten ausweiten. Dagegen lagen 

die Umsätze des Beherbergungsge-

werbes und der getränkegeprägten 

Gastronomie deutlich unter denen 

des gleichen Zeitraums 2005.

Die Zahl der Vollbeschäftigten war in 

den Monaten Januar bis November 

2006 etwas niedriger als im gleichen 

Vorjahreszeitraum, bei den Teilzeit-

stellen gab es ein leichtes Plus.

Im November 2006 setzte das rhein-

land-pfälzische Gastgewerbe nach 

ersten Ergebnissen nominal 1,6 % 

mehr um als im Vorjahresmonat. 

Preisbereinigt ging der Umsatz  

gegenüber November 2005 um 

0,6 % zurück. Bundesweit lagen die 

Umsätze nominal um 2,6 % höher als 

im November des vorangegangenen 

Jahres, real bedeutete dies einen 

Zuwachs um 0,3 %.

Die Daten stammen aus der monat-

lichen Stichprobenerhebung bei 

etwa 700 Gastronomieunternehmen 

in Rheinland-Pfalz. Das sind rund 4 % 

aller Gastronomiebetriebe im Land. 

Die Angaben für Filialbetriebe von 

Hotel- und Restaurantketten mit Sitz 

in einem anderen Bundesland sind 

in den Ergebnissen enthalten. Da es 

sich um eine Stichprobenerhebung 

handelt, liegen absolute Werte sowie 

Regionalangaben nicht vor.

 

Anteil der Ehepaare mit Kindern 

geht zurück

Die klassische Familie, das Ehepaar 

mit Kindern, verliert an Bedeutung. 

Im Jahr 1980 bestanden 87 % aller 

Familien in Rheinland-Pfalz aus ver-

heirateten Eltern mit Kindern, im Jahr 

2005 waren es nur noch 76 %. Dem 
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steht ein steigender Anteil anderer 

Formen des familiären Zusammen-

lebens gegenüber. 

Als Familien gelten statistisch gese-

hen alle Eltern-Kind-Gemeinschaften 

(Ehepaare, Lebensgemeinschaften 

oder alleinerziehende Mütter und 

Väter, die mit ihren ledigen Kindern 

zusammenleben).

Im Jahr 2005 gab es in Rheinland-

Pfalz 637 000 Familien, das waren 

29 000 weniger als im Jahr 1980. 

Die Zahl der Ehepaare mit Kindern 

sank von 579 600 auf 485 000, wäh-

rend die Zahl der sonstigen Formen 

der Eltern-Kind-Gemeinschaft von 

86 400 auf 152 000 stieg; davon 

waren 122 500 Alleinerziehende. 

Die Zahl der nichtehelichen Lebens-

gemeinschaften mit Kindern lag im 

Jahr 2005 bei gut 29 000. 

Die Zahl der Ehepaare ohne Kinder 

– die statistisch nicht zu den Fa-

milien gerechnet werden – ist zwi-

6 778 Schülerinnen und Schüler 

an dualen Oberschulen

14 Schulen bieten ein  

attraktives Alternativangebot 

zu Haupt- und Realschule

Im laufenden Schuljahr besuchen 

3 004 Mädchen und 3 774 Jungen 

die Duale Oberschule. Diese Schul-

form, die zunächst in einer zehnjäh-

rigen Modellphase erprobt wurde, 

hat sich zum laufenden Schuljahr 

als Regelschule im rheinland-pfäl-

zischen Bildungssystem etabliert. 

Inzwischen wurden insgesamt 14 

duale Oberschulen, davon neun im 

nördlichen Landesteil, eingerichtet.

Die Schülerinnen und Schüler wer-

den hier in den Klassenstufen 5 bis 

10 durch eine systematische Berufs-

vorbereitung (hoher Praxisbezug, 

Vermittlung von Schlüsselqualifikati-

onen, enge Verknüpfung allgemeiner 

und beruflicher Bildung) weniger auf 

akademische als vielmehr auf Berufe 

in Handwerk, Gewerbe und Technik, 

Wirtschaft und Sozialwesen sowie 

Verwaltung vorbereitet. Die Duale 
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schen 1980 und 2005 von 333 100 

auf 466 700 angewachsen. Hier-

bei ist zu beachten, dass in diesen  

Ergebnissen auch Ehepaare enthal-

ten sind, deren Kinder den Haus-

halt bereits verlassen haben. Darin  

spiegelt sich auch die steigende  

Lebenserwartung wieder, die zu 

einer größeren Anzahl älterer Ehe-

paare führt. 

Die Daten stammen aus dem Mikro-

zensus (siehe Seite 84).
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Oberschule richtet sich dementspre-

chend in erster Linie an Schülerinnen 

und Schüler, die nach der Grund-

schule alternativ eine Haupt- oder 

Realschule besuchen würden, weil 

sie ihre Perspektive in einer beruf-

lichen Ausbildung sehen. 

Neben der Berufsreife (Hauptschul-

abschluss) und dem qualifizierten 

Sekundarabschluss I (mittlere Reife) 

kann an der Dualen Oberschule auch 

die Berufsreife mit Qualifikationsver-

merk erlangt werden, die nach dem 

Übergang in eine Berufsschule aus-

bildungsbegleitend den Besuch des 

Fachhochschulreife-Unterrichts er-

möglicht. Die Duale Oberschule hält 

damit auch den Zugang zur Hoch-

schule offen; leistungsstarken Schü-

lerinnen und Schülern ebnet sie einen 

schnellen Weg, berufsbegleitend eine 

Hochschulreife zu erlangen.

Im vergangenen Schuljahr erwarben 

662 Schülerinnen und Schüler dualer 

Oberschulen die Berufsreife, insge-

samt 503 gingen mit qualifiziertem 

Sekundarabschluss I ab. 78 Mädchen 

und Jungen verließen die Schule, 

ohne einen Abschluss erlangt zu 

haben. Damit lag der Anteil der Absol-

venten mit mittlerer Reife bei 40,5 %.

 

Mehr als die Hälfte der  

Studierenden an rheinland- 

pfälzischen Hochschulen  

sind keine „Landeskinder“ 

Das Bildungsangebot der rheinland-

pfälzischen Hochschulen findet bei 

Studieninteressenten außerhalb des 

Landes wachsenden Zuspruch. Im 

Wintersemester 2005/06 hatten von 

den gut 101 800 an rheinland-pfäl-

zischen Hochschulen Immatrikulier-

ten rund 48 700 (47,8 %) ihre Hoch-

schulzugangsberechtigung in einem 

anderen Bundesland erlangt. Mehr 

als 8 700 (8,6 %) der Studierenden 

stammten aus dem Ausland.

Von den bundesweit knapp 83 200 

Studierenden, die ihre Hochschul-

reife in Rheinland-Pfalz erworben 

hatten, waren etwas mehr als 44 400 

(53,4 %) an einer hiesigen Hoch-

schule eingeschrieben, die übrigen 

studierten an Hochschulen anderer 

Bundesländer. Damit ergibt sich  

für Rheinland-Pfalz hinsichtlich der 

„Bildungswanderung“ zwischen 

den Ländern ein Überschuss von 

fast 10 000 Studierenden aus den  

übrigen Bundesländern. Dieser 

Überschuss ist gegenüber dem  

Vorjahr erneut kräftig um mehr als 

1 000 Personen gestiegen (+ 11,6 %).

Insbesondere mit den benachbar-

ten Bundesländern bestehen starke 

Austauschbeziehungen. Von den 

„Nicht-Landeskindern“ an den hie-

sigen Hochschulen stammten über 

15 400 aus Hessen, gut 8 500 aus 

Nordrhein-Westfalen, 8 200 aus 

Baden-Württemberg und annähernd 

6 800 aus dem Saarland.

Von den auswärts studierenden 

rheinland-pfälzischen Studienbe-

rechtigten waren 11 300 Personen in 

Nordrhein-Westfalen, knapp 10 600 

in Baden-Württemberg, mehr als 

7 400 in Hessen und knapp 2 100 

im Saarland eingeschrieben. Somit 

Studierende im Wintersemester 2005/06 nach dem Land  
des Erwerbs der Hochschulzugangsberechtigung  
und dem Land des Studienorts

Baden-Württemberg 10 561 8 203 -2 358 -2 577
Bayern 2 303 2 805  502  405
Berlin 1 343  629 -714 -898
Brandenburg  224  434 210  158
Bremen  235  222 -13 -14
Hamburg  576  385 -191 -202
Hessen 7 434 15 435 8 001 8 116
Mecklenburg-Vorpommern  194  299  105  94
Niedersachsen  961 2 331 1 370 1 308
Nordrhein-Westfalen 11 301 8 539 -2 762 -2 779
Rheinland-Pfalz 44 424 44 424 - -
Saarland 2 088 6 798 4 710 4 370
Sachsen  598  793  195  144
Sachsen-Anhalt  264  467  203  160
Schleswig-Holstein  309  672  363  335
Thüringen  359  689  330  297

Zusammen 83 174 93 125 9 951 8 917
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gebietes und ohne Angaben . 8 720 . .
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ergeben sich unter dem Strich mit 

Hessen (+ 8 001) und dem Saarland 

(+ 4 710) große Wanderungsüber-

schüsse; Wanderungsdefizite wer-

den gegenüber Nordrhein-Westfalen 

(– 2 762) und Baden-Württemberg 

(– 2 358) verzeichnet.

Gegenüber dem Vorjahr ist damit 

der Studierendenzustrom aus dem 

Saarland per Saldo um 7,8 % gestie-

gen. Der Wanderungsüberschuss 

aus Hessen schmolz dagegen leicht 

um 1,4 %. Ebenfalls vermindert wur-

den die im Wintersemester 2004/05 

bestehenden Wanderungsdefizite 

mit Nordrhein-Westfalen und Baden-

Württemberg. Während das Defizit 

mit Nordrhein-Westfalen nur leicht 

um 0,6 % abnahm, betrug der Rück-

gang des Defizits mit Baden-Würt-

temberg immerhin 8,5 %.

 

Rheinland-Pfälzer kauften 2006 

mehr neue Pkws

Starker Anstieg der Neu-

zulassungen von Lkws und  

Zugmaschinen 

In Rheinland-Pfalz wurden im Jahr 

2006 mehr neue Pkws zugelas-

sen als im Jahr zuvor. Die Lust auf 

neue Autos war aber noch immer 

deutlich verhaltener als in früheren 

Jahren. Erstmals zugelassen wur-

den 146 961 Pkws, das waren 4,2 % 

mehr als im Jahr 2005. Bundesweit 

lag die Zahl der Neuzulassungen 

um 3,8 % über dem Vorjahreswert. 

Vor dem Einbruch der Nachfrage zu 

Beginn dieses Jahrzehnts waren in 

Rheinland-Pfalz zwischen 1996 und 

2000 durchschnittlich jedes Jahr 

mehr als 170 000 Pkws neu zuge-

lassen worden.

Die Nachfrage nach Pkws zog zum 

Jahresende deutlich an; im Dezem-

ber 2006 wurden gut 25 % mehr 

Neuzulassungen gezählt als ein Jahr 

zuvor. Das kann sicherlich auf Kauf-

anreize von Herstellern und Händlern 

im Zusammenhang mit der Mehr-

wertsteuererhöhung zurückgeführt 

werden, die für einen gewissen Vor-

zieheffekt gesorgt haben dürften.

Die Zahl der Besitzumschreibungen 

von Pkws, die Aufschlüsse über den 

Gebrauchtwagenmarkt gibt, lag mit 

360 483 um 1,1 % über dem Vorjah-

reswert.

Stark angestiegen ist im Jahr 2006 

die Zahl der Erstzulassungen von 

Lastkraftwagen (+ 15,6 %) und Zug-

maschinen (+ 13 %). Auch hier dürfte 

der Vorzieheffekt wegen der Mehr-
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wertsteuererhöhung eine Rolle ge-

spielt haben; hinzugekommen ist 

aber auch die seit Oktober 2006  

geltende strengere Abgasnorm 

Euro 4. Mit dem Ziel, den Ausstoß 

von Stickoxiden und Partikeln zu 

senken, werden Lastwagen und 

Zugmaschinen, die diese Norm  

erfüllen, mit niedrigeren Straßen-

nutzungsgebühren gefördert. 

 

Zahl der Todesopfer im  

Straßenverkehr 2006  

auf historischem Tiefstand

Deutlich weniger Verletzte und 

Getötete waren im Jahr 2006 bei  

einer leicht rückläufigen Zahl von 

Verkehrsunfällen zu verzeichnen. 

Im Straßenverkehr verloren 267 

Menschen ihr Leben, das waren 19 

Todesopfer weniger als im Jahr zuvor 

– die niedrigste Zahl an Getöteten 

in Rheinland-Pfalz seit Einführung 

der Straßenverkehrsunfallstatistik 

im Jahr 1950. In den 1970er-Jah-
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ren lag die Zahl der Getöteten noch 

über 1 000. Die Sicherheitstechnik 

in den Fahrzeugen, Aufklärung, 

Kontrollen, die Verbesserung des 

Rettungssystems und die bauliche 

Entschärfung von Unfallschwer-

punkten haben zum Rückgang  

der Zahl der Todesopfer beigetra-

gen. 

Schwer verletzt wurden im vergan-

genen Jahr 3 955 Unfallbeteiligte, 

fast 9 % weniger als im Jahr 2005. 

Die Zahl der Leichtverletzten lag mit 

17 007 Personen um 6,3 % unter der 

des Vorjahres.

Insgesamt registrierte die Polizei im 

vergangenen Jahr 122 153 Unfälle 

im Straßenverkehr, 1,4 % weniger 

als im Vorjahr (123 920). In 105 975 

Fällen (86,8 %) entstand lediglich 

Sachschaden, bei 16 178 Unfällen 

(13,2 %) wurden Menschen verletzt, 

darunter waren 255 Verkehrsunfälle, 

bei denen Todesopfer zu beklagen 

waren.

Die meisten Unfälle ereigneten sich 

in den Monaten März (10 952) und 

November (10 824). Im Februar 

(9 025) und im April (8 927) lag die 

Zahl der Unfälle deutlich unter dem 

Durchschnitt von rund 10 200. Die 

meisten Todesopfer gab es in den 

Monaten September (33) und Ok-

tober (30), während in den Winter-

monaten Januar und Februar 10 bzw. 

16 Menschen bei Unfällen getötet  

wurden.  

Die Ergebnisse basieren auf den 

monatlichen Meldungen der Polizei-

dienststellen in Rheinland-Pfalz.

Verkehrstote in Rheinland-Pfalz 1986–2006
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Zu Beginn des neuen Jahres lag der 

Verbraucherpreisindex für Rhein-

land-Pfalz 1,6  % höher als im Januar 

2006 und 0,1  % unter dem Niveau 

des Vormonats Dezember 2006. Im 

Vergleich zum Januar 2006 waren 

deutliche Preissteigerungen in den 

Gruppen „Alkoholische Getränke 

und Tabakwaren“ (+ 3,9  %) sowie 

„Nahrungsmittel und alkoholfreie 

Getränke“ (+ 2,2  %) zu verzeichnen, 

wobei die Entwicklung bei den Nah-

rungsmitteln durch höhere Preise bei 

saisonabhängigen Produkten wie 

frisches Gemüse und Salat (+ 8,3  %) 

geprägt war. 

Vor dem Hintergrund der Mehrwert- 

steuererhöhung fiel der Anstieg des 

Gesamtindex zum Vorjahresmonat 

wesentlich geringer aus, als viele 

 Beobachter angenommen hatten.

Gegenüber Januar 2006 waren insbe-

sondere bei den Strompreisen (+ 7  %) 

deutliche Preissteigerungen zu ver-

zeichnen. Demgegenüber mussten die 

Verbraucherinnen und Verbraucher für 

Heizöl (–  10  %) und Kraftstoffe (–  2,2  %) 

weniger ausgeben als im Vorjahresmo-

nat. Ohne die dämpfende Wirkung der 

Heizöl- und Kraftstoffpreise hätte die 

Jahresteuerungsrate 1,9  % betragen. 

Im Vergleich zum Dezember 2006 

verbilligten sich – saisonüblich – Pau-

schalreisen (– 23,6  %) und Beherber-

gungsdienstleistungen (– 15,6  %), was 

maßgeblich zu dem leichten Rück-

gang des Gesamtindex gegenüber 

dem Vormonat beigetragen hat.

Der Verbraucherpreisindex misst die 
durchschnittliche Preisveränderung der 
Waren und Dienstleistungen, die von 
privaten Haushalten für Konsumzwecke  
gekauft werden. Berücksichtigt werden 
Güter des täglichen Bedarfs, Mieten,  
langlebige Gebrauchsgüter und Dienst-
leistungen. Der Verbraucherpreisindex 
dient als Indikator für die Beurteilung der 
Geldwertstabilität und als Inflationsmaß-
stab.

Rund um die Monatsmitte erheben in 
Rheinland-Pfalz in 11 Berichtsgemein-
den 16 Preisermittler im Auftrag des 
Statistischen Landesamtes in ca. 2 000 
Berichtsstellen (z. B. Kaufhäuser) etwa 
18 000 Einzelpreise. Dabei werden die 
Preisveränderungen von etwa 750 genau 
beschriebenen Waren und Dienstleis-
tungen erfasst. Die Preisveränderungen  
werden gemäß der Verbrauchsbedeutung, 
die den Waren und Dienstleistungen bei 
den Ausgaben der privaten Haushalte  
zukommt, im Preisindex berücksichtigt.

Verbraucherpreisindex im Januar 2007 
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 Aus der amtlichen Statistik 

Mikrozensus 2007: Interviewerinnen und Interviewer sind 

auch im neuen Jahr unterwegs

Welche Berufe üben die Menschen in Rheinland-Pfalz aus? Wie 
ist deren persönliche Situation am Arbeitsplatz? Wie steht es 
um die Altersvorsorge der Bevölkerung? Antworten auf diese von  
Politik, Wissenschaft und Medien häufig gestellten Fragen gibt der 
Mikrozensus. Die Erhebung erfolgt jährlich bei 1 % aller Haushalte in 
Deutschland. In Rheinland-Pfalz werden rund 18 000 Haushalte von 
Interviewerinnen und Interviewern des Statistischen Landesamtes 
befragt. 

Seit 2005 hat der Mikrozensus, den es seit 1957 gibt, ein neues  
Gesicht. Wurden bis vor drei Jahren alle ausgewählten Haushalte 
während einer festgelegten so genannten „Berichtswoche“ (meist 
Ende April) befragt, so wird die Mikrozensuserhebung seit 2005 
gleichmäßig auf alle Wochen des Jahres verteilt und damit an 
europäische Standards angepasst. Neben den verbesserten inter- 
nationalen Vergleichsmöglichkeiten liegt der Vorteil des geänderten 
Konzepts auch in der größeren Aktualität der Ergebnisse, die bundes- 
weit nicht nur jährlich, sondern auch vierteljährlich vorliegen werden.

Auch 2007 werden in Rheinland-Pfalz wieder rund 180 mit Laptops ausgerüstete Interviewerinnen und Interviewer das 
ganze Jahr über unterwegs sein. Sie wurden sorgfältig ausgewählt, intensiv auf ihre Aufgabe vorbereitet und können 
sich durch einen Ausweis des Statistischen Landesamtes legitimieren. Die Interviewerinnen und Interviewer kündigen 
ihren Besuch einige Tage vorher schriftlich an und geben den Befragten mit dieser Ankündigung auch Informations-
material über die Erhebung an die Hand. Das Interviewerteam besteht aus ehrenamtlichen Erhebungsbeauftragten und 
ist ebenso zur strikten Geheimhaltung verpflichtet wie die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Statistischen Landesamt. 
Monatlich werden in Rheinland-Pfalz durchschnittlich rund 1 500 der insgesamt 18 000 Haushalte befragt.

Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz erhält Grundzertifikat zum „audit berufundfamilie®“

Das Statistische Landesamt Rheinland-Pfalz hat jetzt das Grundzertifikat des von der Gemeinnützigen Hertiestiftung 
entwickelten „audit berufundfamilie®“ erhalten. Damit wurden die von einer Arbeitsgruppe aus Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern des Amtes formulierten Handlungsstrategien zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf honoriert. 
Die Arbeitsgruppe, der Frauen und Männer verschiedener Alters- und Vergütungsgruppen sowie mit unterschiedlichen 
familiären Situationen angehören, hat die bereits vorhandenen Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
begutachtet sowie Stärken und Schwächen der bestehenden Personalmaßnahmen identifiziert. Diese Analyse mün-
dete schließlich in die Formulierung behördenspezifischer Handlungsstrategien, die in einem auf drei Jahre angelegten 
Prozess umgesetzt werden müssen.

Das Statistische Landesamt bietet schon seit Jahren Möglichkeiten, Familie und Beruf miteinander zu verbinden, 
vor allem durch Arbeitszeitmodelle, die auf die individuellen Bedürfnisse der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter  
abgestellt sind. Durch die intensive Auseinandersetzung mit der demographischen Entwicklung ist hier geläufig, 
dass der Wunsch nach Kindern bei Vereinbarkeit von Kindererziehung und Erwerbsarbeit eher realisiert werden 
kann; aber auch die Pflege von Angehörigen gewinnt bei einer älter werdenden Belegschaft zunehmend an  
Bedeutung. Neben der Fortsetzung der individuellen Teilzeitmodelle soll in Zukunft u. a. auch Telearbeit dafür sorgen, 
dass Familie und Arbeitswelt besser miteinander in Einklang gebracht werden können.

Der Mikrozensus wird seit 1957 jedes Jahr bei 1 % aller 
Haushalte im gesamten Bundesgebiet durchgeführt. 

Der Mikrozensus ist eine so genannte Flächenstichpro-
be. Das heißt, es werden nach einem mathematischen 
Zufallsverfahren Straßenzüge bzw. Gebäude ausge-
wählt. Die Haushalte, die in diesen Gebäuden wohnen, 
werden befragt.

Die ausgewählten Haushalte sind zur Auskunft ver-
pflichtet. Für einen Teil der Fragen, beispielsweise zur 
Erwerbstätigkeit vor einem Jahr, ist ihnen die Beant-
wortung freigestellt. 

Die Auskunftspflicht erstreckt sich über höchstens vier 
Jahre. In jedem Jahr wird zur Entlastung der Befragten 
ein Viertel der Haushalte durch andere ersetzt.

Die Interviewerinnen und Interviewer sind zur absoluten 
Geheimhaltung verpflichtet. Dasselbe gilt für die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter des Statistischen Landes-
amtes, welche die Fragebogen weiter auswerten.

Mikrozensus
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Das Rekrutierungspotenzial der Polizei im  
Spannungsfeld zwischen demographischer Entwicklung 
und personalpolitischen Strategien –  
Ein Ausblick bis ins Jahr 2030*

Alternde Belegschaften in Betrieben 

und Dienststellen

Modellrechnungen des Statistischen Lan-

desamtes zeigen, dass die Bevölkerungs-

zahl in den nächsten Jahrzehnten deutlich 

abnehmen wird.1)

Das eigentliche Problem liegt jedoch nicht 

in der Entwicklung der Bevölkerungszahl, 

sondern im Wandel der Altersstruktur: 

Durch den dramatischen Rückgang der 

Geburten gibt es weniger junge, durch den 

Anstieg der Lebenserwartung mehr ältere 

Menschen.2)

Die erwerbsfähige Bevölkerung umspannt 

die Altersgruppe der 20- bis 65-Jährigen. 

Aus dieser Altersgruppe rekrutieren die Be-

triebe und Dienststellen ihre Belegschaften. 

Wie bei der Bevölkerung insgesamt ist auch 

innerhalb dieser Altersgruppe eine Verschie-

bung der prozentualen Anteile hin zu den 

höheren Altersjahren zu beobachten.

Von Dr. Stefan Weil

Die Altersstruktur der Belegschaften in den Betrieben und Dienst-
stellen ist immer häufiger unausgewogen. Eine kontinuierliche 
und langfristig orientierte, demographische Komponenten be-
inhaltende Personalentwicklung wurde kaum praktiziert. Als Folge 
sind immer wieder Schübe altersbedingter Personalabgänge 

zu beobachten. Soweit ein Substanzerhalt der Belegschaft gewollt oder notwendig 
ist, werden diese durch die Rekrutierung neuer (zumeist junger) Mitarbeiterinnen und  
Mitarbeiter ausgeglichen. Vor dem Hintergrund der demographischen Entwicklung ist 
es fraglich, ob das Schulsystem und der Arbeitsmarkt künftig sowohl quantitativ als 
auch qualitativ ein entsprechendes Rekrutierungspotenzial zur Verfügung stellen können. 
In diesem Beitrag wird versucht, am Beispiel der Polizei in Rheinland-Pfalz zu klären,  
ob diese Zweifel berechtigt sind.

Die Bevölkerung 
schrumpft …

… und altert

* Überarbeitete und erweiterte Fassung einer Auswertung für das Polizeiprä-
sidium Mainz. Dem Ministerium des Innern und für Sport gebührt Dank für die 
Unterstützung der Arbeiten.

1) Siehe Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz: Rheinland-Pfalz 2050 –  
Zeitreihen, Strukturdaten, Analysen, I. Bevölkerungsentwicklung und -struktur. 
Bad Ems 2002, sowie dasselbe: Rheinland-Pfalz 2050 – Zeitreihen, Struktur-
daten, Analysen, II. Auswirkungen der demographischen Entwicklung. Bad Ems 
2004.

2) Für die vorliegende Analyse wird unterstellt, dass die nicht genannten Faktoren 
unverändert bleiben.

Strukturelle 
Verschiebungen 
auch bei der 
Bevölkerung im 
erwerbsfähigen 
Alter
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Alterungsprobleme und die dabei entste-

henden Kosten wurden in der Vergangen-

heit häufig externalisiert. Das heißt, man 

entließ ältere und damit (aufgrund des Se-

nioritätsprinzips) teurere sowie vermeintlich 

weniger produktive Mitarbeiter in den Ruhe-

stand oder in die Arbeitslosigkeit.

Vor dem Hintergrund der Befürchtung einer 

rückläufigen Innovationsfähigkeit und der 

Erwartung, die Freisetzung älterer Mitarbei-

ter würde durch die Neueinstellung jüngerer 

kompensiert, wurde dies durch die Einfüh-

rung von Vorruhestandsregelungen sogar 

noch gefördert.

Neueinstellungen waren jedoch in vielen  

Fällen betriebswirtschaftlich gar nicht not-

wendig, da genügend Produktivitätsre-

serven vorhanden waren. Die verbliebene  

Arbeit wurde auf weniger Mitarbeiter verteilt 

oder verstärkt von Maschinen übernommen. 

Kosten wurden gesenkt, die Altersstruktur 

der Belegschaft – aus der kurzfristigen 

und kostenorientierten Sicht der Betriebe –  

wieder „ins Lot gebracht“. Wurden damit die 

Probleme aber auch langfristig gelöst?

Im Zusammenhang mit der demogra-

phischen Entwicklung standen bisher haupt-

sächlich die Zukunft der sozialen Sicherung 

sowie der künftige Bedarf an infrastruktu-

rellen Einrichtungen (z. B. Kindergärten, 

Schulen und Hochschulen) oder Woh-

nungen im Blickpunkt. Die Verbindungen 

zwischen der Bevölkerungs- und der Per-

sonalentwicklung in Betrieben und Dienst-

stellen wurden dabei lange vernachlässigt.

Zukünftig wird man sich dem Thema „Alte-

rung der Belegschaften“ verstärkt widmen 

müssen, da sich durch die Alterung der Ge-

sellschaft bereits mittelfristig Konsequenzen 

für den Arbeitsmarkt ergeben werden.

Die Abgänge 
wurden nicht 

durch eine 
entsprechende 

Anzahl junger 
Mitarbeiter  

ersetzt

Demographische 
Komponente 

blieb weitgehend  
unberücksichtigt

Sollstärke des Polizeidienstes und demogra-
phische Entwicklung – zur Problematik  
der Ermittlung des Personalbedarfs der Polizei

„Es gibt bis heute in keinem Bundesland ein anerkanntes 
und wissenschaftlich objektiviertes Verfahren zur Berech-
nung des polizeilichen Personalbedarfs. Das Bemühen, 
solche Verfahren zu entwickeln, reicht weit zurück.

So stellte die Innenministerkonferenz im Programm Innere 
Sicherheit aus dem Jahr 1974 die so genannte Polizei-
dichte, also das Zahlenverhältnis Polizeibeamte/Einwoh-
ner, als einzigen Anhalt für eine Personalbedarfsplanung 
dar. Auf der Basis des damals vorhandenen Personals 
sowie dessen Jahresarbeitszeit sollte landesweit ein Ver-
hältnis von 1 :  400 angestrebt werden.

In der Fortschreibung des Programms Innere Sicherheit 
im Jahr 1993 relativierte die Innenministerkonferenz diese 
Aussage. Sie führte aus, dass die Relation Polizeibeamte 
zur Einwohnerzahl wegen der Vielfalt der Einflussfaktoren 
und ihrer unterschiedlichen wechselseitigen Abhängig-
keiten nicht ausreichend differenziert sei. Deshalb sei 
es angezeigt, diese ausschließlich an der Einwohnerzahl 
orientierte Personalbedarfsberechnung durch Modelle zu 
ergänzen, bei denen aufbauend auf den jeweiligen lan-
desspezifischen Besonderheiten Arbeitsbelastungsdaten 
als Grundlage für die Personalzumessung herangezogen 
werden.

Diese Bewertung beruhte auf den Ergebnissen einer von 
der Innenministerkonferenz eingerichteten Arbeitsgrup-
pe (1990), die den Auftrag hatte, Kriterien zur Ermittlung 
des Personalbedarfs der Polizei zu ermitteln. Im Ergebnis 
stellte die Arbeitsgruppe u. a. fest, dass die Polizeidichte 
allein kein probates Mittel zur Personalberechnung sei.

Die Polizeidichte ist danach für sich allein genommen 
kein verlässlicher Gradmesser für die Gewährleistung der  
inneren Sicherheit.

Letztlich ist der Personalbedarf tatsächlich von vielen un-
terschiedlichen Faktoren abhängig, die nur eingeschränkt 
oder überhaupt nicht zu beeinflussen sind. Dies haben die 
schrecklichen Ereignisse am 11. September 2001 deut-
lich gezeigt.“

[Quelle: Ministerium des Innern und für Sport (2004):  
Zukunft der Polizei in Rheinland-Pfalz. Unterrichtung 
durch die Landesregierung zu dem Beschluss des Land-
tags vom 3. April 2003 zu Drucksache 14/2100 (Plenar-
protokoll 14/14, S. 2974). Landtagsdrucksache 14/2791 
(08.01.2004).]

Info
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Demographische Entwicklung und 

Arbeitsmarkt

Die Folgen der demographischen Entwick-

lungen auf den Arbeitsmarkt sind einerseits 

quantitativer, andererseits qualitativer und 

struktureller Natur.

Die Modellrechnungen zur künftigen Be-

völkerungsentwicklung in Rheinland-Pfalz  

zeigen, dass die Bevölkerungszahl langfristig 

deutlich zurückgehen wird. Ein Hauptgrund 

dafür ist, dass die Zahl der Geburten in 

Rheinland-Pfalz – wie generell in Deutsch-

land – in den vergangenen 40 Jahren nach 

dem so genannten „Pillenknick“ stark ge-

sunken ist. Pro Frau kommen statistisch 

gesehen nur noch 1,4 Kinder zur Welt. Das 

„Bestandserhaltungsniveau“ liegt bei 2,1. 

Hieraus resultieren sinkende Schülerzahlen. 

Das Rekrutierungspotenzial für die Betriebe 

und Dienststellen wird schmäler (quantita-

tiver Aspekt). Gleichzeitig altert das beste-

hende Arbeitskräfteangebot sukzessive, 

weil immer weniger junge Menschen nach-

kommen.

Die Problemstellung kann nicht ohne  

Konsequenzen für die personalpolitischen 

Entwicklungsstrategien bleiben. Bei vermin-

derten Schüler- und Absolventenzahlen wird 

es zunehmend schwieriger, Mitarbeiter mit 

den nötigen Qualifikationen zu rekrutieren 

(qualitativer Aspekt).

Bei sinkenden Schülerzahlen wird es auch  

insgesamt schwieriger, die Qualifikations-

strukturen von Arbeitsangebot und Arbeits-

nachfrage in Übereinstimmung zu bringen. 

Zukünftig müssen erhebliche Anstrengun-

gen unternommen werden, um die Problem-

gruppen der Berufsbildung (z. B. Auszubil-

dende mit Lernschwierigkeiten bzw. -defiziten) 

verstärkt zu fördern. Nur so wird es möglich 

sein, in ausreichender Zahl Arbeitskräfte auf 

dem Arbeitsmarkt vorzufinden, die bestimm-

ten Mindestanforderungen genügen. 

 

Eine Betrachtung am Beispiel des  

Polizeidienstes in Rheinland-Pfalz

Die bisher abstrakt beschriebene Problem-

lage soll am Beispiel der Beschäftigten des 

rheinland-pfälzischen Polizeidienstes ver-

deutlicht werden. 

Im Vergleich zum Erwerbspersonenpoten-

zial in Rheinland-Pfalz ist die Altersstruktur 

der Beschäftigten im Polizeidienst unaus-

gewogen. Die Altersgruppe der 40- bis 60-

Jährigen ist überrepräsentiert, während die 

Altersgruppe der unter 40-Jährigen unter-

repräsentiert ist. Für die kommenden Jahr-

zehnte deutet sich an, dass aufgrund der 

demographischen Entwicklung die alters-

bedingten Abgänge aus dem Polizeidienst 

vorübergehend kräftig zunehmen werden. 

Zeitgleich wird das Rekrutierungspotenzial 

deutlich abnehmen.3)

Es soll nun der Frage nachgegangen 

werden, wie sich die Personalabgänge 

aus dem Polizeidienst einerseits und das  

Rekrutierungspotenzial in Rheinland-Pfalz 

andererseits in den nächsten Jahrzehnten 

entwickeln und inwiefern es zu „Rekrutie-

rungsengpässen“ kommen könnte. Ziel ist 

es, solche Engpässe zeitlich einzuordnen 

und ihr Ausmaß zu bestimmen.

Hierzu wird in einem ersten Schritt die  

Altersstruktur der Beschäftigten im Polizei-

dienst analysiert. Die erwarteten Abgänge 

aus dem Polizeidienst werden dazu in 

Bezug gesetzt.

Hoher Anteil an 
Beschäftigten  
in höheren  
Altersgruppen 
im Polizeidienst 

Zur Identifizie-
rung von  
Rekrutierungs-
engpässen …

3) Vgl. auch Ette, A./Micheel, F.: Die Auswirkungen des demographischen  
Wandels auf die Bundesverwaltung in Deutschland. In: Zeitschrift für Bevölke-
rungswissenschaft, 30. Jg. (2005), S. 508 ff.

… werden die 
altersbedingten 
Abgänge aus 
dem Polizei-
dienst …

Zu niedrige  
Geburtenzahlen 

führen zu ...

 … sinkenden 
Schülerzahlen

Rückläufiges 
Rekrutierungs-
potenzial zieht 
Folgen für die 

Personalpolitik 
nach sich
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In einem zweiten Schritt erfolgt die mo-

dellhafte Berechnung des Rekrutierungs-

potenzials für den Polizeidienst, basierend 

auf den Bevölkerungsvorausberechnungen 

des Statistischen Landesamtes.

Im dritten und damit letzten Schritt wird 

das ermittelte Rekrutierungspotenzial den 

Abgängen aus dem Polizeidienst gegen-

übergestellt.

Die Bevölkerungsvorausberechnung des 

Statistischen Landesamtes ermöglicht keine 

Aussagen über die zukünftige Entwicklung 

der Altersstruktur der Polizei. Auch die  

Abgänge können daraus nicht abgelei-

tet werden. Aus diesem Grund wurde auf  

Zahlen aus dem Personalentwicklungs-

konzept zurückgegriffen, das das Innen-

ministerium im Jahr 2003 erstellt hat.4)

 

Die Altersstruktur der Beschäftigten 

der Polizei und ihre Auswirkung auf den 

Rekrutierungsbedarf in der Zukunft

Bei einem Vergleich der Altersstruktur des 

gesamten Erwerbspersonenpotenzials, der 

Beschäftigten im öffentlichen Dienst sowie 

der Beschäftigten der Polizei in Rheinland-

Pfalz ist erkennbar, dass gegenwärtig die 

Altersstruktur beim Erwerbspersonenpo-

tenzial noch einigermaßen „ausgewogen“ 

ist. Beim öffentlichen Dienst fallen allerdings 

die überproportionalen Anteile der höheren 

Altersgruppen auf. So sind die unter 40-

Jährigen unterrepräsentiert, während die 

über 40-Jährigen überrepräsentiert sind 

(vgl. Schaubild 1).

Bei der Polizei ergeben sich demgegen-

über auffällige Abweichungen bei folgenden  

Altersgruppen:

•  Die 20- bis 30-Jährigen sind deutlich 

stärker repräsentiert als beim öffentlichen 

Dienst insgesamt.

•  Die 50- bis 60-Jährigen sind weniger 

stark überrepräsentiert als beim öffent-

lichen Dienst insgesamt.

•  Die über 60-Jährigen sind deutlich unter-

repräsentiert, während diese Altersgrup-

pe beim öffentlichen Dienst insgesamt 

überrepräsentiert ist.5)

Diese Heterogenität in der Altersstruktur 

der Beschäftigten der Polizei im Jahr 2003 

bestätigt sich auch bei der dynamischen 

Betrachtung der letzten Jahre. Bei einem 

etwas detaillierteren Vergleich der Jahre 

2000 und 2003 wird deutlich, dass in der 

Tendenz bereits in diesem relativ kurzen 

Zeitraum die Beschäftigten im Polizeidienst 

immer älter werden. Dies zeigt sich in der 

fast durchgängigen Zunahme der Anteile 

der „höheren“ Altersgruppen (45 Jahre und 

älter), während die „mittleren“ Altersgruppen 

(35 bis 45 Jahre) anteilsmäßig abnehmen. 

… dem  
Rekrutierungs-

potenzial  
gegenüber-

gestellt

Altersstruktur  
unausgewogen

3,8

18,2

29,8

27,3

16,6

4,2
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23,2

31,6

26,3

5,3

16,7

20,6

37,4

23,7

0,5

1,1
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unter 20 Jahre

20–30 Jahre

30–40 Jahre

40–50 Jahre

50–60 Jahre

60 Jahre und älter

Anteile in %

 Erwerbspersonenpotenzial  Öffentlicher Dienst  Polizei

S 1
Altersstruktur des Erwerbspersonen- 
potenzials, der Beschäftigten im  
öffentlichen Dienst und der Polizei 2003

Die Beleg-
schaften altern

4) Ministerium des Innern und für Sport (2004): Zukunft der Polizei in Rhein-
land-Pfalz. Unterrichtung durch die Landesregierung zu dem Beschluss des 
Landtags vom 3. April 2003 zu Drucksache 14/2100 (Plenarprotokoll 14/14,  
S. 2974). Landtagsdrucksache 14/2791 (08.01.2004).

5) Dies ist allerdings durch die spezifischen, in § 208 Landesbeamtengesetz 
(LBG) festgelegten Altersgrenzen im Polizeidienst bedingt.
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Zunehmende 
Abgänge  
aus dem Polizei-
dienst

Auffällig ist die Zunahme des Anteils der  

20- bis 35-Jährigen. Dies ist auf verstärkte 

Neueinstellungen von Berufsanfängern in 

den vergangenen Jahren zurückzuführen. 

Aus der gegebenen Altersstruktur folgt, 

dass in den kommenden Jahren mit zuneh-

menden Abgängen aus dem Polizeidienst 

zu rechnen ist. Dies bestätigen sowohl die 

vom Innenministerium im Rahmen des Per-

sonalkonzepts für die Jahre 2004 bis 2030 

ermittelten Abgangszahlen als auch die  

gegenwärtig für die kommenden Jahre ab-

sehbaren Zahlen (vgl. auch Schaubild 3).6)

Zwischen 2004 und 2017 werden die Ab-

gänge aus dem Polizeidienst von 128 auf 

436 steigen. Danach gehen die Abgangs-

zahlen bis 2030 wieder auf 169 zurück.

Nach den Vorausberechnungen des In-

nenministeriums werden in dem gesam-

ten Zeitraum regulär rund 6 800 Polizei-

beamtinnen und -beamte nach Erreichen 

der Altersgrenze in den Ruhestand treten. 

Hinzu kommen unvorhersehbare Abgänge, 

wie z. B. durch Versetzungen in den vor-

zeitigen Ruhestand, Ausscheiden aus dem 

Beamtenverhältnis, Tod usw. Nach den Er-

kenntnissen des Innenministeriums aus den 

letzten zehn Jahren werden hierfür ab dem 

Jahr 2004 jahresdurchschnittlich 80 und  

ab dem Jahr 2011 jahresdurchschnittlich 

100 Beamtinnen und Beamte mit einge-

rechnet. Dabei wird davon ausgegangen, 

dass die Abgänge während der Ausbildung 

durch zusätzliche Neueinstellungen zum 

nächsten Einstellungstermin wieder ausge-

glichen werden. Ferner werden die unvor-

hersehbaren Abgänge nach einer bestimm-

ten Zeitspanne bei den regulären Abgängen 

wieder abgesetzt, da über einen längeren 

Zeitraum betrachtet die unvorhersehbaren 

Abgänge in der Summe der regulären  

Ruhestandsversetzungen enthalten sind. 

Daraus errechnet das Innenministerium 

Personalabgänge in den Jahren 2004 bis 

2030 von insgesamt etwa 7 800 Polizei-

beamtinnen und -beamten.7) Das heißt, 

dass nach diesen Berechnungen bis 2030 
6) Vgl. Ministerium des Innern und für Sport, a. a. O., S. 22.

7) Vgl. Ministerium des Innern und für Sport, a. a. O., S. 5 f.

Bis 2030 schei-
den mehr als 
7 800 Polizei-
beamtinnen und 
-beamte aus 
dem Dienst aus
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Sollbestand 
muss  

berücksichtigt 
werden
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1995 2000 2005 2010 2015 2020 2025 2030

 Alte Regelung2)

 Neue Regelung (Datenstand: August 2006)3)

 Personalentwicklungskonzept (Stand: Dezember 2003)

1) Ruhestandsversetzungen und nicht vorhersehbare Abgänge. – 2) Altersgrenze Vollendung 
des 60. Lebensjahres gemäß § 208 Landesbeamtengesetz (LBG). – 3) Einführung der 
neuen Altersgrenze zum 1. Januar 2004 mit unterschiedlicher Übergangsregelung für den 
mittleren, gehobenen und höheren Polizeidienst (neue Altersgrenze – mittlerer Dienst: 62 Jahre, 
gehobener Dienst: 63 Jahre, höherer Dienst: 65 Jahre).

S 3 Abgänge aus dem Polizeidienst1)  
1996 – 2030
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S 4 Personalbestand der Polizei bei variablen 
Einstellungsquoten 2004 – 2030

Hochschulreife 
ist Mindest-
qualifikation

8) Vgl. Sozialdemokratische Partei Deutschlands, Landesverband Rheinland-
Pfalz/Freie Demokratische Partei, Landesverband Rheinland-Pfalz: Verant-
wortung für Rheinland-Pfalz: Unsere Heimat. Unsere Zukunft. Vereinbarung 
zur Zusammenarbeit in einer Regierungskoalition für die 14. Wahlperiode des 
rheinland-pfälzischen Landtags 2001 – 2006, Mainz 2001 http://www.spd-rlp.
de/content/politik/koalitionsvereinbarung.pdf [10. Januar 2007]. Siehe dazu 
auch Textkasten.

9) Die Daten für die folgenden Auswertungen wurden freundlicherweise vom 
Ministerium des Innern und für Sport zur Verfügung gestellt.

10) Vgl. http://www.polizei.rlp.de/einstellung/med/46f/46f4bf5e-99fe-0014-
4b94-615af5711f80,22222222-2222-2222-2222-222222222222,isDownload.
pdf [9. Januar 2007].

gut 67% des zahlenmäßigen Bestandes an 

Polizeibeamten von 2003 ersetzt werden 

müssen.

Bei der Analyse eines zukünftigen Rekru-

tierungsbedarfs ist darüber hinaus zu be-

rücksichtigen, dass – gründend auf dem 

Koalitionsbeschluss des Jahres 2001 – vom 

Landtag für den Polizeidienst eine Sollstärke 

von etwa 9 000 Beamten langfristig vorgege-

ben wurde.8) Daher stellen die Abgänge für die 

Zeitabschnitte, in denen der Sollbestand nicht 

erreicht ist, faktisch die Untergrenze des Re-

krutierungsbedarfes dar. In den Zeitabschnit-

ten, in denen der Personalbestand über dem 

Sollbestand liegt, ergibt sich rechnerisch ein 

entsprechender Minderbedarf an Anwärte-

rinnen und Anwärtern (vgl. Schaubild 4).

Das Rekrutierungspotenzial für den 

Polizeidienst

Um das zukünftige Rekrutierungspotenzial 

bestimmen und bewerten zu können, ist 

zunächst ein Blick auf die bisherige Ent-

wicklung der Schulabgängerzahlen sowie 

die Rekrutierungspraxis der Polizei in Rhein-

land-Pfalz hilfreich.9)

Die Einstellungsrichtlinien der rheinland-

pfälzischen Polizei legen u. a. fest, dass die 

Bewerberinnen und Bewerber zum Polizei-

dienst Deutsche im Sinne des Grundge-

setzes bzw. Staatsangehörige eines ande-

ren Mitgliedstaates der Europäischen Union 

oder ausländische Mitbürger mit unbefris-

teter Aufenthaltserlaubnis oder -berechti-

gung sein müssen. Ferner müssen sie in 

der Regel im Besitz der allgemeinen oder 

der Fachhochschulreife bzw. einer gleich-

wertigen Qualifikation sein.10)

Für den Polizeidienst ist das Rekrutierungs- 

potenzial – absolut betrachtet – in den 

vergangenen zehn Jahren um rund ein 

Viertel von 13 500 (1996; geschätzt) auf 
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rund 16 900 Schülerinnen und Schüler mit  

Fachhochschulreife oder Abitur (2005) an-

gestiegen.11)

Seit 200112) haben sich jahresdurchschnitt-

lich etwa 1 300 Rheinland-Pfälzerinnen und 

Rheinland-Pfälzer bei der Polizei beworben. 

Nach einem Rückgang zwischen 2001 und 

2002 von 1 130 auf etwa 850 Bewerbungen 

stieg die Zahl bis 2006 wieder deutlich an 

(auf 1 800).

Die rheinland-pfälzischen Bewerberinnen 

und Bewerber stellen etwas mehr als die 

Hälfte aller Bewerbungen. Zwischen 2001 

und 2006 kamen durchschnittlich 42% der 

Bewerbungen aus anderen Bundesländern.

Seit 1996 ist die Gesamtzahl der Bewerber 

von rund 2 350 auf etwa 2 900 gestiegen. 

Etwa 2% der Bewerber waren bisher Aus-

länder.13)

Der Anteil von Bewerbern ohne Hochschul-

reife ist in den vergangenen Jahren deutlich 

zurückgegangen und beläuft sich gegen-

wärtig auf weniger als 10%. Im Jahr 2001 

lag er noch bei 25%.

Von den Eingestellten kamen im Jahr 2001 

knapp 72% aus Rheinland-Pfalz. Der An-

teil stieg bis 2003 auf etwa 84% an, fiel bis 

2005 aber wieder auf 72%.

Gegenüber den Bewerbern sind die Aus-

länderinnen und Ausländer unter den Ein-

gestellten unterrepräsentiert. Im Durch-

schnitt wurde im Zeitraum zwischen 1998 

und 2005 lediglich eine ausländische Be-

werberin bzw. ein ausländischer Bewerber 

jährlich eingestellt. 

Bei der Bestimmung des Rekrutierungs-

potenzials für den Polizeidienst in der Zu-

kunft wurde vor dem Hintergrund dieser 

Analyse von folgenden vereinfachenden 

Annahmen ausgegangen:

•  In den Polizeidienst werden ausschließ-

lich Schulabgänger mit Hochschulreife14) 

übernommen.
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 aus Rheinland-Pfalz  aus anderen Bundesländern  insgesamt

1) Herkunft erst ab 2001 differenziert ausgewiesen.
Quelle: Ministerium des Innern und für Sport

Bewerber

S 6 Bewerbungen bei der Polizei
1996 – 2006 nach Herkunft1)
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S 5 Schulabgänger mit Fachhochschulreife  
oder Abitur 2001 – 2005 nach Nationalität

11) Bis zum Jahr 2000 wurden die Abgänger mit Fachhochschulreife nur bei den 
beruflichen Schulen erfasst, so dass erst ab 2001 eine differenzierte Darstellung 
erfolgen kann (siehe Schaubild 5).

12) Die Bewerbungen werden erst seit dem Jahr 2001 nach Herkunft erfasst.

13) Welcher Anteil dabei wiederum auf rheinland-pfälzische Bewerber entfällt, 
lässt sich auf der Grundlage der vom Innenministerium zur Verfügung gestellten 
Daten nicht sagen.

14) Im Folgenden sind hier die allgemeine Hochschulreife und die Fachhoch-
schulreife gemeint.

Nach Rückgang 
2001/2002 ist die 

Bewerberzahl 
wieder stark 
angestiegen
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•  In den Polizeidienst werden nur Personen 

mit deutscher Staatsbürgerschaft über-

nommen. 

Im Folgenden geht es darum, das Rekru-

tierungspotenzial für den Polizeidienst (also 

die Zahl der deutschen Schülerinnen und 

Schüler mit Hochschulreife) für die Jahre 

2004 bis 2030 zu bestimmen.15) Zugrunde 

gelegt werden hier die Ergebnisse der 

Vorausberechnung der Schülerzahlen für 

Rheinland-Pfalz, die vom Statistischen 

Landesamt – basierend auf der mittleren 

Variante der Vorausberechnung der Be-

völkerung – durchgeführt wurde.16) Anzu-

merken ist allerdings:

•  Die Schulabgängerzahlen wurden nicht 

getrennt nach der Nationalität der Ab-

gänger vorausberechnet und enthalten 

nur die Zahlen der allgemein bildenden 

Schulen, nicht aber der beruflichen Schu-

len. Deshalb wurden mithilfe von Quoten, 

die aus den Durchschnitten der Jahre 

2001 bis 2005 ermittelt wurden, einer-

seits die ausländischen Schulabgänger 

herausgerechnet, andererseits die Zahlen 

der Absolventen der beruflichen Schulen 

berechnet und zu den Abgängern aus 

den allgemein bildenden Schulen hinzu-

addiert.

•  Es wird eine Konstanz der Schulformen 

und des Ausländeranteils an den Schul-

abgängern unterstellt.

Nach den Berechnungen steigt die Zahl 

der Schulabgänger mit Hochschulreife  

von 16 500 im Jahr 2004 auf einen Höchst-

wert von rund 20 400 im Jahr 2010. Von 

2010 bis 2030 geht ihre Zahl auf gut 14 500 

zurück.

Das heißt mit anderen Worten: Das Rekru-

tierungspotenzial wird tatsächlich nachhaltig 

zurückgehen – allerdings erst nach 2010. Es 

stellt sich jedoch die Frage, wie sich diese 

Entwicklung in Relation zur Entwicklung der 

Abgänge aus dem Polizeidienst darstellt 

(vgl. Schaubild 3).
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S 7 Bewerbungen bei der Polizei 2001 – 2006  
nach Schulabschluss
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nicht erfasst.

Quelle: Ministerium des Innern und für Sport

S 8 Ausländische Bewerber und Anwärter1)  
bei der Polizei 1998 – 2006

15) Der Zeitraum deckt sich mit dem des Polizeientwicklungskonzepts. Die Auf-
nahme der Jahre von 2004 bis zum aktuellen Rand ermöglicht für diese Jahre 
einen Ex-post-Abgleich der Projektionswerte mit den Ist-Werten.

16) Die mittlere Variante der Bevölkerungsvorausberechnung für Rheinland-
Pfalz geht von folgenden Annahmen aus: Geburtenrate von 1,4 Kindern je 
Frau; Lebenserwartung steigt bis 2050 um vier Jahre; Wanderungssaldo sinkt 
von +10 000 (2001) bis auf +5 000 (2016), danach ausgeglichene Wanderungs-
bilanz.

Die Zahl der 
Schulabgänger 
mit Hochschul-
reife erreicht 
den Höchstwert 
bereits im Jahr 
2010
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Die Entwicklung des relativen  

Rekrutierungspotenzials für den  

Polizeidienst in Rheinland-Pfalz  

von 2004 bis 2030

Um diese Frage zu beantworten, wird in 

einem ersten Schritt für alle Jahre des be-

trachteten Zeitraums (2004 bis 2030) das 

relative Rekrutierungspotenzial für den  

Polizeidienst errechnet, indem die jeweilige 

Zahl der deutschen Schulabgänger mit 

Hochschulreife zur Zahl der Abgänge aus 

dem Polizeidienst in Relation gesetzt wird. 

Das Ergebnis ist in Schaubild 11 dargestellt.

Es zeigt sich, dass das relative Rekrutie-

rungspotenzial, ausgehend von einem Wert 

von 129 deutschen Schulabgängern mit 

Hochschulreife je Abgang aus dem Poli-

zeidienst im Jahr 2004, zunächst auf den 

Höchstwert von 147 im Jahr 2005 ansteigt, 

um anschließend bis 2017 auf 41 Schul-

abgänger mit Hochschulreife je Abgang 

aus dem Polizeidienst abzunehmen. Erst 

danach steigt das relative Rekrutierungs-

potenzial wieder an, und zwar bis auf einen 

Wert von 86 im Jahr 2030.

Der rapide Rückgang des relativen Rekru-

tierungspotenzials nach 2005 lässt sich wie 

folgt begründen: Zwischen 2004 und 2017 

steigen die Abgänge aus dem Polizeidienst 

um rund 240%. In derselben Zeit steigt die 

Zahl der Schulabgänger mit Hochschul-

reife ebenfalls, aber nur um gut 9%. Ihren 

höchsten Stand wird diese Zahl – wie oben 

erläutert – bereits im Jahr 2010 erreichen 

und danach wieder zurückgehen.

Erst nach 2017 kehrt sich die Entwicklung 

des Rekrutierungspotenzials um, allerdings 

nur deshalb, weil dann die Zahl der Abgänge 

aus dem Polizeidienst stärker sinken wird 

als die Zahl der Schulabgänger.

Bei der Interpretation der Ergebnisse ist  

allerdings Folgendes zu beachten: 

•  Die ermittelten Absolutwerte für das Re-

krutierungspotenzial stellen das Maximal-

potenzial dar. Nicht alle Schulabgänger 

mit Hochschulreife werden sich für den 

Polizeiberuf interessieren und selbst von 

denen, die sich dafür interessieren, sind 

nicht alle für den Polizeiberuf tauglich.

•  Die Entwicklung wird „ceteris paribus“  

betrachtet. Man geht also davon aus, 

dass sich andere Einflussfaktoren auf  

das Rekrutierungspotenzial im Zeitablauf 

nicht verändern.

•  Das ermittelte Potenzial bezieht sich nur 

auf Schulabsolventen aus Rheinland-Pfalz. 

Wie oben bereits dargelegt, kommen von 

den Bewerbern gut 42% aus anderen 

Bundesländern. Dabei ist zu bedenken, 

dass die Bevölkerungsentwicklung in den 

anderen Bundesländern ähnlich abläuft, 

so dass dies auf das prinzipielle Ergebnis 

keine Auswirkung hat.17)

Relatives  
Rekrutierungs-

potenzial  
bereits nach 

2005 rückläufig

Die Abgänge 
aus dem Polizei-
dienst steigen 
bis 2017  
schneller als  
die Zahl der 
Schulabgänger

Nach 2017 
steigt das  
relative  
Rekrutierungs-
potenzial wieder
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1) Mittlere Variante der Modellrechnungen.

S 9 Deutsche Schulabgänger mit Fachhoch-
schulreife oder Abitur 2004 – 20301)

17) Allerdings muss man modelltheoretisch die Präferenz der Schulabgänger 
aus den anderen Bundesländern, sich für den Polizeidienst in Rheinland-Pfalz 
zu bewerben, ebenfalls als konstant annehmen („ceteris paribus“).



94  Statistische Monatshefte Rheinland-Pfalz

Bevölkerung

02  2007

Bei der Analyse eines zukünftigen Re-

krutierungsbedarfs ist darüber hinaus die 

Sollstärke von etwa 9 000 Beamten von 

Bedeutung. Die vom Innenministerium pro-

jizierte Personalstärke liegt zeitweise unter 

diesem Zielwert, zeitweise jedoch auch  

darüber (vgl. Schaubild 4). Der Gesamt-

rekrutierungsbedarf beläuft sich somit  

rechnerisch auf die Summe der Abgänge 

aus dem Polizeidienst (Ersatzbedarf) und 

des Defizits in Relation zur Sollstärke.

Hier zeigt sich, dass bis 2012 der so er-

mittelte Gesamtrekrutierungsbedarf rech-

nerisch unter dem Ersatzbedarf liegt, da 

bis dahin die Sollstärke überschritten ist. 

Danach steigt der Gesamtrekrutierungs-

bedarf bis zu einem Höchstwert im Jahr 

2020 an (646 rechnerisch notwendige Ein-

stellungen), um bis 2030 wieder deutlich 

zurückzugehen. In diesem Jahr liegt der 

Rekrutierungsbedarf mit einem Wert von 

214 bereits deutlich unter dem Niveau des 

Jahres 2012.

18) Hier ergibt sich für das relative Rekrutierungspotenzial jeweils ein nicht sinn-
voller negativer Wert.
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 gegenüber dem Sollbestand1)

 Rechnerischer Gesamtrekrutierungsbedarf

1) Sollstärke: 9 014 Beamtinnen und Beamte.
Quelle: Ministerium des Innern und für Sport 
(Personalentwicklungskonzept 2003); eigene Berechnungen

S 10 Rekrutierungsbedarf der Polizei 2004 – 2030

... stärkerer 
Rückgang 

Die Entwicklung des relativen  

Rekrutierungsbedarfs unter Berück-

sichtigung der Sollstärke

Darauf gründend kann unter Berücksichti-

gung der Sollstärke ein „korrigiertes“ relatives  

Rekrutierungspotenzial ermittelt werden: 

Mit Ausnahme des Jahres 2004 ergibt sich 

für die Jahre bis 2012 ein hohes Rekrutie-

rungspotenzial, da – per Saldo – wegen der 

Übererfüllung der Sollstärke nur ein geringer  

Rekrutierungsbedarf besteht und der Be-

darf in drei Jahren dieses Zeitraums sogar 

negativ ist.18) Die für das relative Rekrutie-

rungspotenzial resultierenden extremen 

Schwankungen sind jedoch nicht sehr rea-

listisch, da die punktgenaue Ist-Stärke nicht 

für jedes Jahr erreicht werden kann. Daher 

wurden für die vergleichende grafische  

Darstellung des relativen Rekrutierungs-

potenzials (siehe Schaubild 11) gleitende 

Dreijahresdurchschnitte gewählt.

Noch augenfälliger als ohne Berücksich-

tigung der Sollstärke sieht man hier den  

Rückgang des relativen Rekrutierungspoten-

zials, der zwar etwas später (nach 2011) ein-

setzt, sich jedoch viel deutlicher vollzieht.

 

Bewertung der Ergebnisse

Die Aussagekraft der Berechnungsergeb-

nisse muss stets vor dem Hintergrund der 

genannten Einschränkungen bewertet wer-

den. Jedenfalls wird die Tendenz deutlich, 

die nicht unwesentlich auf demographische 

Ursachen zurückzuführen ist.

Die beschriebene Entwicklung kann lang-

fristig nicht ohne Konsequenzen für die 

personalpolitischen Strategien bleiben. 

Denn selbst wenn man es wollte, lassen 

sich langfristig ältere Mitarbeiter nicht mehr 

Fachkräfte-
mangel  
wird sich ver-
schärfen

Bei Berück-
sichtigung der 
Sollstärke ...
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ohne weiteres durch jüngere ersetzen. Bei 

geringeren Schüler- und Absolventenzahlen 

wird es schwieriger sein, diejenigen zu fin-

den, die die notwendigen Qualifikationen 

aufweisen. Ein Missverhältnis der qualifika-

torischen Strukturen auf der Nachfrageseite 

einerseits und der Angebotsseite des  

Arbeitsmarkts andererseits lässt sich be-

reits heute feststellen. Schon jetzt besteht 

in vielen Bereichen ein Fachkräftemangel. 

In Zukunft wird sich dieses Problem aller 

Wahrscheinlichkeit nach noch verschärfen.

Das bedeutet für die Zukunft eine verstärkte 

Konkurrenz um hoch qualifizierte Absolventen 

des Bildungssystems. Die kleiner werdende 

Gruppe der Schulabgängerinnen und -ab-

gänger mit Hochschulreife wird in Zukunft 

eine wahrscheinlich steigende Zahl lukra-

tiver Berufe zur Auswahl haben. Soweit der  

Polizeiberuf hinsichtlich der „Lukrativität“ nicht 

„mitziehen“ kann, wird sich das faktische  

Rekrutierungspotenzial weiter reduzieren.

Ausblick

Die Analyse hat gezeigt, dass es in den 

nächsten Jahren – nach diesen Berech-

nungen – tatsächlich zu einem Rückgang 

des relativen Rekrutierungspotenzials für 

den Polizeidienst kommt. Der Grund ist ein 

schneller Anstieg des Rekrutierungsbedarfs 

bei gleichzeitigem Rückgang der Zahl der 

Schulabgänger mit Hochschulreife. Die 

Entwicklung kehrt sich jedoch im Laufe der 

zweiten Hälfte des Betrachtungszeitraums 

um, weil der Rekrutierungsbedarf dann 

schneller zurückgehen wird als die Zahl der 

Schulabgänger mit Hochschulreife.

Der Polizeidienst wird wegen des wach-

senden Fachkräftemangels in Zukunft ver-

stärkt im Wettbewerb zu anderen – auch in 

finanzieller Hinsicht – attraktiven beruflichen 

Tätigkeiten stehen.

Deshalb wird das faktische Rekrutierungs-

potenzial künftig nicht nur von der Zahl der 

Schulabgänger, ihrem generellen Interesse 

für den Polizeiberuf und ihrer Eignung dafür 

abhängen, sondern verstärkt auch davon, 

wie attraktiv der Polizeiberuf im Vergleich zu 

anderen Berufen von den Schulabgängern 

eingestuft wird.

Die kommen-
den Jahre sind 
durch einen 
Rückgang des 
relativen Rekru-
tierungspoten-
zials gekenn-
zeichnet

Attraktivität des 
Polizeiberufes 
in Zukunft aus-
schlaggebend

 

Dr. Stefan Weil ist Referent im  

Referat Analysen, Volkswirtschaft-

liche Gesamtrechnungen, Veröf-

fentlichungen.

0

100

200

300

400

500

600

2000 2005 2010 2015 2020 2025 2030

 Ist Unter Berücksichtigung der Sollstärke3)4)

 Ohne Berücksichtigung der Sollstärke3)5)

1) Deutsche Schulabgänger mit Fachhochschulreife oder Abitur in Relation 
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Quelle: Ministerium des Innern und für Sport; eigene Berechnungen

S 11 Relatives Rekrutierungspotenzial für den 
Polizeidienst1) 2001 – 20302)
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Bruttoanlageinvestitionen 2004

In den Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-

nungen werden die Bruttoanlageinvestiti-

onen im Rahmen der Verwendungsrech-

nung ermittelt, die auf die letzte Verwendung 

der Waren und Dienstleistungen abstellt. Zu 

den Aggregaten der Verwendungsrechnung  

gehören neben den Bruttoanlageinvestiti-

onen auch die privaten Konsumausgaben, 

die Konsumausgaben des Staates, die Vor-

ratsveränderungen und der Nettozugang an 

Wertsachen sowie die Ausfuhr. Nach Abzug 

der Einfuhr ergibt sich das Bruttoinlands-

produkt.

Die Bruttoanlageinvestitionen setzen sich 

aus dem Erwerb neuer Anlagen und dem 

Saldo aus Käufen und Verkäufen von  

gebrauchten Anlagen und Land zusammen. 

Sie umfassen die Käufe von dauerhaften und 

reproduzierbaren Produktionsmitteln sowie 

selbst erstellte Anlagen und größere Wert 

steigernde Reparaturen. Es werden auch 

gewisse Werterhöhungen bei nichtprodu-

zierten Vermögensgütern berücksichtigt, 

insbesondere erhebliche Verbesserungen 

an Grund und Boden (z. B. Trockenlegung 

von Marschland). Militärische Anlagen wer-

den berücksichtigt, soweit sie zivil nutz-

bar sind. Als dauerhaft gelten diejenigen 

Produktionsmittel, deren Nutzungsdauer 

mehr als ein Jahr beträgt. Da ein vollstän-

diger Nachweis der Transaktionen mit 

gebrauchten Anlagen zwischen den in-

vestierenden Wirtschaftsbereichen statis-

tisch nicht möglich ist, können die Anlage- 

investitionen nach Wirtschaftsbereichen 

nur auf Grundlage der neuen Anlagen dar-

gestellt werden. Die Ergebnisse beruhen auf 

der so genannten Investorenrechnung, bei 

der die Investoren als Nachfrager von In-

vestitionen im Mittelpunkt der Betrachtung 

stehen.

Von Simone Emmerichs

Rund 18,1 Mrd. Euro wurden im Jahr 2004 in Rheinland-Pfalz in 
neue Sachanlagen investiert. Davon flossen 11,8 Mrd. Euro in neue 
Bauten, wie z. B. Gebäude, Straßen und Brücken. 6,3 Mrd. Euro 
wurden für neue Ausrüstungen und sonstige Anlagen ausgegeben,  

dazu gehören Maschinen und Fahrzeuge, aber auch Computerprogramme. Fast die 
Hälfte aller Investitionsausgaben entfiel auf den Wirtschaftsbereich „Finanzierung, 
Vermietung und Unternehmensdienstleister“, da hier die gesamten Investitionen in 
Wohngebäude enthalten sind. Das produzierende Gewerbe tätigte 2004 nur knapp 
ein Fünftel aller Investitionen in neue Ausrüstungen und neue Bauten.

Bruttoanlage-
investitionen als 
Bestandteil der 
Verwendungs-

rechnung 

Darstellung 
nach Wirt-
schaftsberei-
chen nur für 
neue Anlagen 
möglich 
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Die neuen Anlagen gliedern sich nach der 

Art der Güter in Ausrüstungen, sonstige 

Anlagen und Bauten. Zu den Ausrüstun-

gen zählen Maschinen, maschinelle Anla-

gen, Betriebs- und Geschäftsausstattun-

gen, Fahrzeuge sowie ähnliche nicht fest 

mit den Bauten verbundene Anlagen. Die 

sonstigen Anlagen umfassen Investitionen 

in immaterielle Anlagegüter (z. B. Computer-

programme und Urheberrechte), Nutztiere 

und Nutzpflanzungen sowie Grundstücks-

übertragungskosten für unbebauten Grund 

und Boden. Die Ergebnisse der sonstigen 

Anlagen werden mit den neuen Ausrüs-

tungen zusammengefasst. Bei den Bauten 

werden neben Wohn- und Nichtwohnge-

bäuden auch sonstige Bauten (Straßen, 

Brücken, Flugplätze, Kanäle u. Ä.) und die 

mit Bauten fest verbundenen Einrichtungen 

wie Aufzüge, Heizungs-, Lüftungs- und  

Klimaanlagen oder gärtnerische Anlagen 

berücksichtigt.

Im Rahmen der Revision 2005 der Volks-

wirtschaftlichen Gesamtrechnungen wur-

den die Ergebnisse der Investorenrechnung 

ab 1991 überarbeitet. Die Konzepte und  

Definitionen der Investitionen haben sich 

dabei nicht geändert. Ergebniskorrekturen  

resultierten in erster Linie aus der Ein-

arbeitung von neuem statistischen Aus-

gangsmaterial, und hier insbesondere 

der Dienstleistungsstatistik. Gemäß euro-

päischen Rechtsvorschriften erfolgt die 

Deflationierung nicht mehr in Preisen eines 

festen Basisjahres (zuletzt 1995), sondern in 

Preisen des jeweiligen Vorjahres. 

Neue Anlagen 2004

Die rheinland-pfälzische Wirtschaft inves-

tierte 2004 rund 18,1 Mrd. Euro in neue 

Anlagen, das waren 3,1 % mehr als im Jahr 

Neue Anlagen 
umfassen:  

Ausrüstungen, …

… sonstige  
Anlagen …

… und Bauten 

Deflationierung 
in Vorjahres-

preisen

zuvor. Preisbereinigt erhöhte sich das ge-

samtwirtschaftliche Investitionsvolumen um 

2,4 %. Damit war die Belebung der Inves-

titionstätigkeit in Rheinland-Pfalz deutlich 

stärker als im Bundesdurchschnitt (nominal 

+ 0,3 % bzw. preisbereinigt – 0,1 %). Rhein-

land-Pfalz hatte 2004 einen Anteil von 4,5 % 

an allen in Deutschland getätigten Investiti-

onen in neue Anlagen.

Preisbereinigte Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %
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S 1 Neue Anlagen 2004 nach Ländern

Überdurch-
schnittlich 
verstärkte 
Investitions-
tätigkeit in 
Rheinland-Pfalz

Sektorale Unterschiede

In den einzelnen Wirtschaftsbereichen  

verlief die Entwicklung im Jahr 2004 sehr 

unterschiedlich:

In der Land- und Forstwirtschaft gingen 

die Anlageinvestitionen preisbereinigt 

um 3,4 % zurück. Aufgrund des geringen  

Gewichts dieses Wirtschaftsbereichs wurde 

das Gesamtergebnis dadurch aber nur  

wenig beeinflusst. 
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Ausschlaggebend für die positive Entwick-

lung in Rheinland-Pfalz waren die Dienst-

leistungsbereiche, auf die im Jahr 2004 

rund vier Fünftel aller Investitionsausgaben 

entfielen. 

Das größte Plus wurde im Bereich „Han-

del, Gastgewerbe und Verkehr“ registriert 

(preisbereinigt + 32,6 %). Ursache für die-

sen Anstieg waren die stark gewachsenen 

Bauinvestitionen im Bereich „Verkehr und 

Nachrichtenübermittlung“.

Knapp die Hälfte aller Anlageinvestitionen 

entfielen auf den Bereich „Finanzierung,  

Vermietung und Unternehmensdienst- 

leister“. Hier sind die Investitionsausga-

ben im Vergleich zum Vorjahr preisbe-

reinigt um 1,5 % gesunken. Der Anstieg 

der Ausrüstungsinvestitionen konnte den  

Rückgang bei den wesentlich gewichtigeren 

Bauinvestitionen nicht kompensieren. 

In diesem Bereich ist das Grundstücks- 

und Wohnungswesen enthalten, das die  

gesamten Investitionen in Wohngebäude 

umfasst.

Gesteigerte 
Investitions-
tätigkeit in 
Verkehr und 
Nachrichten-
übermittlung 

Preisbereinigte Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %
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S 2 Neue Anlagen nach Wirtschaftsbereichen 
2004

Land- und Forstwirtschaft; Fischerei 353 276 77   2,0   4,4   0,7

Produzierendes Gewerbe 3 300 2 761 539   18,2   43,9   4,6

 produzierendes Gewerbe ohne Baugewerbe 3 111 2 585 526   17,2   41,1   4,5

 Baugewerbe  189 176 13   1,0   2,8   0,1

Dienstleistungsbereiche 14 437 3 252 11 184   79,8   51,7   94,8

 Handel, Gastgewerbe und Verkehr 2 195 1 185 1 011   12,1   18,8   8,6

 Finanzierung, Vermietung und Unternehmens- 
   dienstleister 8 992 887 8 105   49,7   14,1   68,7

 öffentliche und private Dienstleister 3 249 1 180 2 069   18,0   18,8   17,5

Insgesamt 18 089 6 289 11 800   100   100   100

T 1 Neue Anlagen nach Wirtschaftsbereichen und Güterarten 2004

Wirtschaftsbereich
Neue 

Anlagen

Davon
Neue 

Anlagen

Davon

Ausrüs-
tungen

Bauten
Ausrüs-
tungen

Bauten

Mill. EUR Anteil an insgesamt in %

Investitions-
rückgang im 

verarbeitenden 
Gewerbe 

Auch im produzierenden Gewerbe wurde 

weniger investiert als 2003 (preisbereinigt 

– 1,4 %); dies ist überwiegend auf das ver-

arbeitende Gewerbe zurückzuführen (preis-

bereinigt – 2 %). Im Baugewerbe wurde nur 

ein leichter Rückgang registriert. Dagegen 

stiegen die Investitionsausgaben in der  

Energie- und Wasserversorgung preisbe-

reinigt um 0,8 %.
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Neue Ausrüstungen und sonstige  

Anlagen

In der Unterteilung nach der Güterart ent-

fielen 34,8 % der Investitionssumme (rund 

6,3 Mrd. Euro) auf die neuen Ausrüstungen 

einschließlich sonstiger Anlagen. Bei den 

Ausrüstungsinvestitionen war 2004 – nach 

starken Rückgängen in den vorangegan-

genen drei Jahren – nominal eine Zunahme 

von 1,3 % zu verzeichnen. Preisbereinigt  

ergibt sich ein Plus von 1,9 %. Deutschland-

weit sind die Ausrüstungsinvestitionen mit 

nominal + 3,4 % bzw. preisbereinigt + 4,2 % 

deutlich stärker gestiegen.

Besonders bedeutsam sind die Investitionen in 

Ausrüstungen in der Land- und Forstwirtschaft 

und im produzierenden Gewerbe. In Rheinland-

Pfalz machten sie in diesen Bereichen jeweils 

rund vier Fünftel der gesamten Investitionen 

aus, in den Dienstleistungsbereichen dagegen 

im Durchschnitt nur gut ein Fünftel.

Neue Bauten

Der Anteil der Bauinvestitionen lag 2004 bei 

65,2 % (11,8 Mrd. Euro). Mit einem Plus von 

Anteil der Wirtschaftsbereiche in %

Handel, 
Gastgewerbe 
und Verkehr 
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(18,0%)
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Finanzierung,  
Vermietung, 
Unternehmens-
dienstleister 
(49,7%)

S 3 Neue Anlagen 2004
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S 4 Neue Anlagen 1992 – 2004

Bei den öffentlichen und privaten Dienst-

leistern ist die Investitionstätigkeit 2004 

insgesamt gestiegen (preisbereinigt 

+ 2,5 %). Zurückzuführen ist dies auf den 

Bereich „Gesundheits-, Veterinär- und 

Sozialwesen“, während die Investitionen 

in der öffentlichen Verwaltung sowie bei  

Erziehung und Unterricht zurückgegangen 

sind.

Vergleichsweise 
geringer Anstieg 
der Ausrüstungs-
investitionen in 
Rheinland-Pfalz, 
aber ... 
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nominal 4,1 % zeigte sich hier ein starker 

Anstieg gegenüber dem Vorjahr. Preisberei-

nigt lag die Zunahme bei 2,7 %. Im Bundes-

durchschnitt sind die Investitionen in neue 

Bauten dagegen nominal um 2,5 % gesun-

ken, preisbereinigt waren es – 3,8 %.

Spiegelbildlich zu den Ausrüstungen ist der  

Anteil der Bauten an der Gesamtsumme  

der Investitionen in den Dienstleistungs-

bereichen mit 77,5 % besonders hoch. Im 

produzierenden Gewerbe entfielen auf die  

Bauinvestitionen dagegen nur 16,3 %. Allein 

die Bauinvestitionen im Bereich Grund-

stücks- und Wohnungswesen machten 

44 % der gesamten Investitionen und 67,5 % 

der gesamten Bauinvestitionen aus.

Entwicklung seit 1991

Die Investitionen in neue Anlagen beein-

flussen maßgeblich die konjunkturelle Ent-

wicklung. Die Investitionen reagieren sehr 

empfindlich auf Veränderungen der Rah-

menbedingungen und sind deshalb – wie 

das Schaubild 4 zeigt – großen jährlichen 

Schwankungen unterworfen.

Im Gesamtzeitraum zwischen 1991 und 

2004 ist das Investitionsvolumen in Rhein-

land-Pfalz preisbereinigt nur um 2,2 % ge-

stiegen. Im Bundesdurchschnitt war die 

Zunahme mit + 6,6 % deutlich höher. Auch 

in den alten Bundesländern (ohne Berlin) lag 

die Investitionssumme 2004 um 6,3 % über 

dem Wert von 1991.

Bei der Betrachtung der Wirtschaftsbereiche 

zeigt sich, dass die Investitionstätigkeit, 

ähnlich dem Wandel der Wirtschaftsstruk-

tur gemessen an der Bruttowertschöpfung, 

im produzierenden Gewerbe und auch in 

der Land- und Forstwirtschaft im Jahr 

2004 deutlich unter dem Niveau von 1991 

Preisbereinigte Veränderung gegenüber 1991 in %
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S 5 Neue Anlagen nach Wirtschaftsbereichen 
2004
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S 6 Investitionsquote 2004 nach Ländern

 … überdurch-
schnittlicher  
Anstieg der 

Bauinvestitionen 

lag. In einzelnen Jahren hat es auch in den  

Dienstleistungsbereichen einen Rückgang 

gegenüber dem Vorjahr gegeben, letztlich 

lagen die Investitionen jedoch 2004 preis-

bereinigt um 14,5 % über denen von 1991.  

Besonders deutlich gestiegen sind die  

Ausgaben für neue Anlagen im Bereich 

„Handel, Gastgewerbe und Verkehr“.

Wachstum 
konzentrierte 

sich auf die 
Dienstleistungs-

bereiche
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Anteil der Bruttoanlageinvestitionen am Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen in %
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S 7  Investitionsquote 1991 – 2004

Investitionsquote

Die Bruttoanlageinvestitionen – die neuen 

Anlagen unter Berücksichtigung des Sal-

dos aus Käufen und Verkäufen gebrauchter 

Anlagen – betrugen in Rheinland-Pfalz im 

Jahr 2004 in jeweiligen Preisen rund 17,6 

Mrd. Euro. Das waren 3 % mehr als im Jahr 

zuvor. Preisbereinigt erhöhte sich der Wert 

um 2,3 %. Im Bundesdurchschnitt sind die 

Investitionsausgaben nominal um 0,1 % bzw. 

preisbereinigt um 0,4 % gesunken.

Die Investitionsquote bezeichnet den Anteil 

der Bruttoanlageinvestitionen am Bruttoin-

landsprodukt. Sie belief sich in Rheinland-

Pfalz im Jahr 2004 auf 18,2 %.

Die rheinland-pfälzische Investitionsquote 

lag damit – wie schon im Vorjahr – auf dem 

niedrigsten Stand seit 1991. Die Höchst-

marken wurden mit 22,6 % im Jahr 2000 

bzw. 22,5 % im Jahr 1991 erreicht. Der  

Bundesdurchschnitt belief sich 2004 auf 

17,4 % und der Durchschnittswert der alten 

Länder (ohne Berlin) auf 16,9 %. Im gesam-

ten Betrachtungszeitraum lag die rheinland-

pfälzische Quote über dem Durchschnitt 

der alten Länder (ohne Berlin), seit 1998 

auch über dem Bundesdurchschnitt, der 

vor allem zu Beginn der 1990er-Jahre durch 

kräftige Investitionen in den neuen Bundes-

ländern erhöht wurde.

 

Simone Emmerichs, Diplom-Be-

triebswirtin (FH), ist Mitarbeiterin 

im Referat Analysen, Volkswirt-

schaftliche Gesamtrechnungen, 

Veröffentlichungen.

Überdurch-
schnittliche  

Investitions-
quote
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Von Dr. Ludwig Böckmann und Thomas Kirschey

Wirtschaft in Rheinland-Pfalz

ifo Geschäftsklimaindex gibt leicht 

nach

Der ifo Geschäftsklimaindex für die ge-

werbliche Wirtschaft gilt als wichtiger qua-

litativer Frühindikator für die Konjunktur in 

Deutschland. Für seine Ermittlung befragt 

das Münchener ifo Institut monatlich 7 000 

Unternehmen.

Das Geschäftsklima bekam im Januar den 

erwarteten Dämpfer. Erstmals seit August 

2006 hat der Index gegenüber dem Vor-

monat nachgegeben; er sank von 108,7 

auf 107,9 Punkte. Ursache hierfür dürfte in  

erster Linie die Mehrwertsteuererhöhung 

zum 1. Januar 2007 gewesen sein.

Darauf deutet auch hin, dass die Beur-

teilung der aktuellen Lage schlechter, die 

Beurteilung der Aussichten für die kom-

menden Monate hingegen besser aus-

fiel. Die Einschätzung der Unternehmen 

hinsichtlich ihrer aktuellen Geschäftslage 

zeigte sich im Januar zwar immer noch 

vergleichsweise gut, war aber ungünstiger 

als im Dezember. Der Lageindex sank von 

115,3 auf 112,8 Punkte.

Die Geschäftsaussichten für die kommen-

den sechs Monate wurden von den Unter-

nehmen dagegen positiver eingeschätzt als 

im Vormonat. Der Erwartungsindex stieg 

von 102,5 auf 103,2 Punkte. Das ifo Institut 

zieht hieraus den Schluss, dass die Kon-

junktur – nach der kleinen Delle zu Jahres-

beginn – in den nächsten Monaten wieder 

an Fahrt aufnehmen wird.

Die Beurteilung der aktuellen Geschäfts-

lage verschlechterte sich im Januar in allen 

Branchen. Im Bauhauptgewerbe und im 

Einzelhandel verbesserte sich jedoch die 

Einschätzung der Geschäftsaussichten für 

die kommenden sechs Monate so stark, 

dass in diesen Branchen der Gesamtindex 

stieg. Im verarbeitenden Gewerbe und im 

Großhandel haben sich dagegen auch die 

Geschäftserwartungen eingetrübt.

 

Auftragseingänge im verarbeitenden 

Gewerbe stiegen wieder stärker  

als im Vormonat – Zuwachs auch im 

Bauhauptgewerbe

Die Auftragseingänge sind quantitative 

Frühindikatoren der Konjunkturentwick-

lung; sie laufen der Konjunktur um meh-

rere Monate voraus. Die Beobachtung der 

Stand: 
Januar 
2007
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1) Verarbeitendes Gewerbe, Bauhauptgewerbe, Groß- und Einzelhandel
(saisonbereinigt).

Quelle: ifo Institut für Wirtschaftsforschung an der Universität München.
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ifo Geschäfts-
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Klimaverbes-
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und im Einzel-
handel
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Frühindikatoren ermöglicht einen gewissen 

Ausblick auf die künftige konjunkturelle  

Entwicklung. Da die Auftragseingänge 

des verarbeitenden Gewerbes, etwa auf-

grund von Großaufträgen, von Monat zu 

Monat stark schwanken können, wird zur 

Konjunkturbeurteilung der gleitende Drei- 

Monats-Durchschnitt herangezogen.

Im rheinland-pfälzischen verarbeitenden 

Gewerbe werden seit November 2003 stei-

gende Auftragseingänge im Vergleich zum 

jeweiligen Vorjahresmonat festgestellt. Der 

Anstieg im April 2006 markierte mit + 16,6 % 

den höchsten Zuwachs, der in den letzten 

Jahren beobachtet wurde. Nachdem auch 

im Mai (+ 12,7 %) und Juni (+ 14 %) zweistel-

lige Steigerungsraten registriert worden 

waren, lagen diese von Juli bis September 

etwas niedriger. Der Zuwachs der Auf-

tragseingänge gegenüber dem Vorjahres-

monat betrug im Oktober 2006 nun wieder 

10,6 %, nach 8,8 % im September.

Die Auftragsentwicklung im verarbeitenden 

Gewerbe wurde im Oktober 2006 erneut 

von Zuwächsen sowohl auf den Inlands- 

als auch auf den Auslandsmärkten getra-

gen. Von März bis August 2006 war die 

Auslandsnachfrage stärker gestiegen als 

die heimische Nachfrage. Nun wurde im  

Oktober mit + 12,6 % wieder ein höheres 

Auftragsplus aus dem Ausland registriert. 

Der Anstieg der Bestellungen aus dem In-

land lag mit + 8,6 % zwar deutlich niedriger, 

blieb aber etwa auf dem Niveau des Vor-

monats. Im September waren identische 

Zuwachsraten von 8,8 % auf beiden Märk-

ten verzeichnet worden.

Im Wirtschaftszweig „Herstellung von che-

mischen Erzeugnissen“ (Anteil am Um-

satz des verarbeitenden Gewerbes: 32 %) 

erhöhten sich im Oktober 2006 die Auf-

tragseingänge um 10,6 % gegenüber dem 

Oktober des Vorjahres. Der Anstieg war 

damit wieder stärker als zuletzt im August 

(+ 9,1 %) und im September (+ 7,6 %). Im  

Februar und März lagen die Auftrags-

zuwächse im abgelaufenen Jahr mit jeweils 

+ 6,3 % niedriger. Den Spitzenwert 2006 

hatte es zwischenzeitlich mit + 15 % im Juni 

gegeben.

Die aktuelle Entwicklung wurde durch zwei-

stellige Zuwachsraten auf den Märkten im 

In- und Ausland getragen. Die Bestellungen 

aus dem Inland stiegen zwar etwas weniger 

stark als im Vormonat, verbesserten sich 

aber zum dritten Mal in Folge stärker als 

die Auslandsaufträge, bei denen allerdings 

wieder deutliche Zuwächse zu verzeichnen 

waren. Die Inlandsnachfrage erhöhte sich 

im Oktober um 10,8 %, nach 11,7 % im Sep-

tember. Die Zuwachsrate bei den Aufträgen 

aus dem Ausland erreichte im Oktober 

10,5 %, nach lediglich 5,4 % im Vormonat.

Im Fahrzeugbau, der etwa 16 % zum Ge-

samtumsatz des verarbeitenden Gewerbes 

beisteuert, kam es im Oktober 2006 mit 

+ 12 % wieder zu einem deutlichen Anstieg 

der Auftragseingänge gegenüber dem Vor-

jahresmonat. Davor gab es wenig Bewe-

gung: Im August war mit – 0,8 % nach zwölf 

Monaten mit Auftragszuwächsen erstmals 

wieder ein Nachfragerückgang eingetreten; 

im September wurde dagegen ein leichtes 

Plus von 0,8 % registriert. Bereits im Juli 

war das Auftragsplus klar hinter den Zu-

wächsen der vorangegangenen Monate 

zurückgeblieben. Von April bis Juni lagen 

die Steigerungsraten im Vorjahresvergleich 

zwischen 24,7 und 25,8 %.

Die inländische Nachfrage nach Fahrzeu-

gen und Komponenten aus der heimischen 

Produktion blieb im Drei-Monats-Durch-
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schnitt im Oktober 2006 zum dritten Mal 

in Folge hinter dem Vorjahr zurück. Gegen-

über Oktober 2005 sanken die Auftragsein-

gänge um 2,5 %, nach einem Minus von 

4,3 % im September. Die Nachfrage aus 

dem Ausland stieg dagegen – in erster Linie 

verursacht durch Großaufträge im Berichts-

monat November 2006 – wieder um kräf-

tige 29,2 %, nachdem sie im Vormonat nur 

um 6,7 % gestiegen und im August sogar 

um 0,5 % gesunken war.

In der Metallerzeugung und -verarbeitung 

(Umsatzanteil im verarbeitenden Gewerbe: 

11 %) stiegen die Auftragseingänge im 

Oktober 2006 gegenüber dem entspre-

chenden Vorjahresmonat lediglich um 

0,5 %. Zwar sind damit seit Mai 2005  

Zuwächse gegenüber dem jeweiligen Vor-

jahresmonat zu verzeichnen; so niedrig wie  

zu Beginn des vierten Quartals waren sie  

in diesem Zeitraum allerdings noch nie. 

Zuvor fiel die Steigerungsrate bereits im 

September (+ 4,7 %) schwächer aus als zum 

Jahresbeginn 2006.

Bei den Inlandsbestellungen kam es im  

Oktober zu einem Zuwachs um 5,7 %, nach 

einem Anstieg von 6,9 % im Vormonat. 

Die Auslandsaufträge waren dagegen im 

Vorjahresvergleich mit – 5,8 % rückläufig. 

Im September (+ 1,5 %) hatte es hier noch 

leichte Auftragssteigerungen gegeben.

Im Maschinenbau (Anteil am Umsatz 

des verarbeitenden Gewerbes: 9 %) stieg 

die Nachfrage im Oktober 2006 im Vor-

jahresvergleich um 11,7 % und damit wie-

der schwächer als im September (+ 16,2 %). 

Die Entwicklung blieb damit weiterhin 

gegenüber den Ergebnissen des Frühjahrs 

zurück. Im April war mit + 29,4 % das mit 

Abstand höchste Auftragsplus der letzten 

Jahre registriert worden.

Die Inlandsaufträge nahmen im Oktober 

2006 gegenüber dem Vorjahresmonat 

ähnlich stark zu wie im Vormonat bzw. im 

Frühjahr 2006. Der Anstieg erreichte 11,1 %, 

nach 12,3 % im September. Die Auftrags-

zahlen aus dem Ausland verbesserten sich 

im Vorjahresvergleich mit + 12,1 % dagegen 

schwächer als in den 13 vorausgegangenen 

Monaten. Zuletzt wurde hier im Septem-

ber 2006 eine Steigerungsrate von 18,6 %  

beobachtet.

Im Bauhauptgewerbe ist der Drei-Monats-

Durchschnitt des Auftragseingangs im  

Oktober 2006 gegenüber dem Vorjahres-

monat um 1,8 % gestiegen. Zuvor kam es 

im September erstmals seit Juli 2005 wie-

der zu einem Nachfragerückgang in der 

Baubranche (– 2,4 %). Bereits im August 

2006 war mit + 8,2 % ein deutlich geringerer 

Zuwachs als in den Vormonaten registriert 

worden. Im Juni und Juli hatte das Auftrags-

plus noch bei 21,3 bzw. 17,6 % gelegen. 

Allerdings werden im Bauhauptgewerbe 

die gleitenden Durchschnittswerte häufiger 

durch Großaufträge in einzelnen Berichts-

monaten geprägt. Die positive Entwicklung 

der Sommermonate wurde in erster Linie 

durch die starke Zunahme des Auftragsein-

gangs in den Berichtsmonaten Juni und Juli 

bestimmt.

Die Entwicklung bei den Baugenehmi-

gungen im Wohnungsbau wurde zum Jah-

reswechsel 2005/2006 durch die Abschaf-

fung der Eigenheimzulage stark beeinflusst. 

Die meisten der noch im vorangegangenen 

Jahr gestellten Bauanträge wurden erst An-

fang 2006 bearbeitet. Dies löste vor allem 

in den Berichtsmonaten Januar und Febru-

ar einen Genehmigungsschub aus. In den 

Monaten Mai bis Juli kam es nur noch zu 

geringen Veränderungen gegenüber dem 

Geringe Nach-
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Vorjahr. Nachdem anschließend im August 

(+ 5,6 %) und im September (+ 12,9 %) bei 

der Zahl der Baugenehmigungen wieder 

ein stärkeres Plus registriert worden war, 

brach der Drei-Monats-Durchschnitt im 

Oktober 2006 deutlich ein. Gegenüber dem 

Vorjahresmonat kam es zu einem Rück-

gang um 22 %. Dabei fällt insbesondere die  

Entwicklung im Berichtsmonat Novem-

ber stark ins Gewicht: Im Vergleich zum  

November 2005 hat sich die Zahl der Bau-

genehmigungen fast halbiert.

 

Umsatzsteigerungen im Einzelhandel, 

im Großhandel und im Gastgewerbe

Die Handelsumsätze – vor allem die Einzel-

handelsumsätze – gelten als Einzelindika-

toren, die fast zeitgleich mit der Konjunktur 

laufen. Auch hier wird zur Konjunkturbeob-

achtung mit gleitenden Drei-Monats-Durch-

schnitten gearbeitet, um starke monatliche 

Schwankungen zu glätten. Die nachgewie-

senen ersten Ergebnisse der Umsätze in 

Handel und Gastgewerbe werden laufend 

aktualisiert. Diese Revisionen gehen in 

erster Linie auf vorläufige oder verspätete 

Mitteilungen der befragten Unternehmen 

zurück.

Die Einzelhandelsumsätze weisen seit April 

2005 reale Zuwächse auf. Im Oktober 

2006 zeigte sich ein Plus von 1,7 % gegen-

über dem Vorjahresmonat. Damit blieb die  

Zunahme etwas hinter dem Niveau der 

Vormonate zurück: Zuvor lag der Anstieg 

im September bei 2 %. Die positive Ver-

änderung des gleitenden Drei-Monats-

Durchschnitts war wieder von Umsatz-

steigerungen in allen Berichtsmonaten 

(September bis November) bestimmt – das 

lässt auf eine Fortsetzung dieser Entwick-

lung hoffen.

Im Großhandel stiegen die Umsätze im  

Oktober 2006 real um 1,2 % gegenüber  

Oktober 2005. Nachdem die Entwicklung 

im Jahresverlauf sehr uneinheitlich gewe-

sen war, gab es nach zuletzt dreimal hin-

tereinander rückläufigen Umsätzen (Juli bis 

September) wieder ein Plus. Davor wech-

selten sich Monate mit sinkenden Umsät-

zen (Januar, März und Mai) ab mit Monaten, 

in denen leichte Umsatzsteigerungen zu 

beobachten waren (Februar, April und Juni). 

Zuletzt gingen die Umsätze im Vorjahres-

vergleich im September um 0,2 % zurück.

Im Gastgewerbe zeigt sich bei der realen 

Entwicklung der Umsätze seit April 2005 

wenig Bewegung gegenüber dem jewei-

ligen Vorjahresmonat. Die Veränderungen 

variierten zwischen – 4,3 % im Februar 

2006 und + 0,7 % im August 2005. In 14 der  

letzten 19 Monate lagen die Schwankungen 

sogar in einem engen Bereich von – 2 % 

bis + 0,7 %. Im Oktober 2006 kam es nun 

mit + 0,3 % zum ersten Mal nach Mai 2006  

wieder zu einem leichten Anstieg, nachdem 

die Umsätze in Hotels, Pensionen, Gast-

stätten usw. noch im September (– 0,6 %) 

rückläufig gewesen waren.

 

Verbraucherpreisindex im Januar um 

1,6 % höher als im Vorjahr

Preisindizes – insbesondere der Index der 

Verbraucherpreise – gelten als Spannungs-

indikatoren, welche die „Erhitzung“ oder 

„Entspannung“ der Konjunktur anzeigen.

Der rheinland-pfälzische Verbraucherpreis-

index (Basis 2000 = 100) erreichte im Januar 

2007 einen Wert von 110,8. Im Vergleich 

zum Vormonat ging er um 0,1 % zurück. 

Gegenüber dem Januar des Vorjahres ist 

der Verbraucherpreisindex um 1,6 % ge-
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Einzelhandel

Umsatzsteige-
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stiegen. Damit war die Teuerungsrate im 

Jahresvergleich etwas höher als zuletzt im 

November und Dezember 2006 (jeweils 

+ 1,4 %). Davor waren im September und 

Oktober 2006 mit + 0,9 % bzw. + 1 % die 

niedrigsten Preisanstiege seit zweieinhalb 

Jahren ermittelt worden.

Vor dem Hintergrund der Mehrwertsteuer-

erhöhung fiel der Anstieg des Verbraucher-

preisindex geringer aus als von vielen Beob-

achtern angenommen. Allerdings lässt sich 

der genaue Einfluss zum jetzigen Zeitpunkt 

noch nicht beurteilen, da sich verschiedene 

Effekte (z. B. die gesunkenen Kraftstoffpreise 

oder der überproportionale Anstieg bei  

saisonabhängigen Nahrungsmitteln) über-

lagern und damit eine entsprechende Unter- 

suchung erschweren. Festzustellen ist jedoch, 

dass die Preise der Güter und Dienstleistun-

gen, die von der Steuererhöhung betroffen 

sind, im Durchschnitt stärker angezogen 

haben (+ 1,8 %) als die der übrigen (+ 1,3 %).

Überproportionale Preisanstiege im Vor-

jahresvergleich gab es im Januar 2007 

unter anderem in den Bereichen „Alkoho-

lische Getränke und Tabakwaren“ (+ 3,9 %), 

„Bildungswesen“ (+ 2,6 %) sowie „Nahrungs-

mittel und alkoholfreie Getränke“ (+  2,2 %). 

Rückläufige Preise waren dagegen in den 

Bereichen „Gesundheitspflege“ (– 0,2 %) 

sowie „Nachrichtenübermittlung“ (– 0,4 %) 

zu verzeichnen.

 

Nur geringer Anstieg der Arbeits

losigkeit im Januar

Die Zahl der Arbeitslosen ist ein nach-

laufender Indikator, der weniger über die 

künftige konjunkturelle Entwicklung aus-

sagt, dafür aber einen wichtigen Gesamt-

indikator für die Wirtschaftspolitik darstellt.

Zum Jahresbeginn macht sich der Winter 

auf dem rheinland-pfälzischen Arbeitsmarkt 

nun doch bemerkbar. Wegen der guten 

konjunkturellen Entwicklung schlugen die 

negativen saisonalen Einflüsse aber nicht 

so stark durch wie sonst in einem Januar 

üblich. Die Arbeitslosigkeit ist im Januar 

zwar gestiegen – aber im langjährigen Ver-

gleich nur unterdurchschnittlich.

Mitte Januar 2007 waren in Rheinland-

Pfalz rund 153 700 Frauen und Männer 

arbeitslos gemeldet, also etwa 8 400 oder 

5,8 % mehr als im Dezember 2006. Im Vor-

jahresvergleich ging die Arbeitslosigkeit 

weiter zurück. Gegenüber Januar 2006  

verringerte sich die Zahl der Arbeitslosen 

um 31 200 Personen oder 16,9 %. Die  

Arbeitslosenquote, die den Anteil der  

Arbeitslosen an allen zivilen Erwerbs-

personen angibt, stieg auf 7,5 % (Dezember 

2006: 7,1 %). Vor einem Jahr hatte die Quote 

noch bei 9,1 % gelegen.

Die sozialversicherungspflichtige Beschäf-

tigung nimmt in Rheinland-Pfalz weiter zu. 

Die Aufwärtsentwicklung hält bereits seit 

dem letzten Frühjahr an. Vorläufige Werte für 

den November 2006 zeigen einen Anstieg 

um rund 19 300 Personen oder 1,7 % im 

Vergleich zum entsprechenden Vorjahres-

monat. Nach Angaben der Regionaldirek-

tion Rheinland-Pfalz-Saarland der Bundes-

agentur für Arbeit tragen zu dieser positiven  

Entwicklung mittlerweile auch das verarbei-

tende Gewerbe und die Bauwirtschaft bei.

 
Dr. Ludwig Böckmann leitet das  
Referat Analysen, Volkswirtschaft-
liche Gesamtrechnungen, Veröffent-
lichungen; Thomas Kirschey, Diplom-
Volkswirt, ist in diesem Bereich als 
Referent tätig.
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Umsatz (nominal) nach ausgewählten Bereichen
in Rheinland-Pfalz und Deutschland
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1) Nächster Fortschreibungstermin für das  Jahr 2006 im März 2007. - Quelle Prognosewert 2007: Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie: Jahresbericht 2007 der Bundesregierung.
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Gleitende 3-Monats-Durchschnitte; Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

Auftragseingang (Wertindex) und Umsatz (nominal)
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Gleitende 3-Monats-Durchschnitte; Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %
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Gleitende 3-Monats-Durchschnitte; Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

Auftragseingang (Wertindex) und Umsatz (nominal)
im verarbeitenden Gewerbe in Rheinland-Pfalz nach ausgewählten Branchen
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Exportquote: Anteil des Auslandsumsatzes am Gesamtumsatz in %.

Produktivität: Umsatz je Beschäftigten.

Exportquote
im verarbeitenden Gewerbe

in Rheinland-Pfalz und in Deutschland

30

32

34

36

38

40

42

44

46

48

50

J F M A M J J A S O N D J F M A M J J A S O N D J F M A M J J A S O N D

 Rheinland-Pfalz  Deutschland

2005

Beschäftigte, Umsatz und Produktivität
im verarbeitenden Gewerbe

in Rheinland-Pfalz

-8

-6

-4

-2

0

2

4

6

8

10

12

14

J F M A M J J A S O N D J F M A M J J A S O N D J F M A M J J A S O N D

Gleitende 3-Monats-Durchschnitte; Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

 Beschäftigte  Gesamtumsatz  Produktivität

50024002

2006

2006

2004



Daten zur Konjunktur

02 2007112 Statistische Monatshefte Rheinland-Pfalz

Auftragseingang im Bauhauptgewerbe
in Rheinland-Pfalz und in Deutschland
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Baugewerblicher Umsatz: Ohne Umsätze aus sonstigen Leistungen.

Produktivität: Baugewerblicher Umsatz je Beschäftigten.

Baugewerblicher Umsatz im Bauhauptgewerbe
in Rheinland-Pfalz und in Deutschland
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Gleitende 3-Monats-Durchschnitte; Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %
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Umsatz (nominal) und Beschäftigte im Einzelhandel (2003=100) 
in Rheinland-Pfalz

-10
-8
-6
-4
-2
0
2
4
6
8

10

J F M A M J J A S O N D J F M A M J J A S O N D J F M A M J J A S O N D

Gleitende 3-Monats-Durchschnitte; Veränderung  gegenüber dem Vorjahr in %
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Umsatz (nominal) und Beschäftigte im Gastgewerbe (2003=100)
in Rheinland-Pfalz
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Gleitende 3-Monats-Durchschnitte; Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %
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Quelle: Europäische Zentralbank.

Außenhandel (nominal) in Rheinland-Pfalz
(Grenzüberschreitender Warenverkehr der Bundesrepublik Deutschland)
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Gleitende 3-Monats-Durchschnitte; Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %
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Ausfuhr (nominal) aus Rheinland-Pfalz - Warengruppen1)

(November 2005 - Oktober 2006)

-20 -15 -10 -5 0 5 10 15 20 25 30

Eisen-,Blech- und Metallwaren (3,2%)

Bergwerks-, Bau-, Baustoffmaschinen (3,4%)

Fahrgestelle, Karosserien (3,6%)

Chemische Enderzeugnisse (3,9%)

Waren aus Kunststoffen (4,0%)

Pharmazeutische Grundstoffe (4,0%)

Pharmazeutische Erzeugnisse (5,5%)

Kunststoffe (6,7%)

Chemische Vorerzeugnisse (7,2%)

Lastkraftwagen und Spezialfahrzeuge (13,1%)

F e r t i g w a r e n   (84,8%)

H a l b w a r e n   (3,6%)

darunter:                     R o h s t o f f e   (0,6%)

G e w e r b l i c h e   W i r t s c h a f t   (89,0%)

E r n ä h r u n g s w i r t s c h a f t   (6,1%)

A u s f u h r   (100%)

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

Einfuhr (nominal) nach Rheinland-Pfalz - Warengruppen1)

(November 2005 - Oktober 2006)

-20 -15 -10 -5 0 5 10 15 20 25 30

Chemische Enderzeugnisse (2,1%)

Chemische Halbwaren (2,2%)

Bergwerks-, Bau-, Baustoffmaschinen (2,3%)

Kautschukwaren (2,3%)

Eisen-, Blech- und Metallwaren (2,6%)

Kunststoffe (3,1%)

Lastkraftwagen und Spezialfahrzeuge (4,4%)

Fahrgestelle, Karosserien (5,4%)

Mineralölerzeugnisse (5,9%)

Chemische Vorerzeugnisse (6,0%)

F e r t i g w a r e n   (66,3%)

H a l b w a r e n   (12,1%)

darunter:                   R o h s t o f f e   (3,6%)

G e w e r b l i c h e   W i r t s c h a f t   (81,9%)

E r n ä h r u n g s w i r t s c h a f t   (9,2%)

E i n f u h r   (100%)

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

1) Die Abstufung der zehn wichtigsten Warenuntergruppen erfolgt nach dem Anteil am Warenwert insgesamt 2005.

33,1%
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Ausfuhr (nominal) aus Rheinland-Pfalz - Bestimmungsländer1)

(November 2005 - Oktober 2006)

-10 -5 0 5 10 15 20 25

Polen (2,6%)

Schweiz (2,9%)

Österreich (4,3%)

Belgien (4,9%)

Niederlande (5,3%)

Spanien (6,2%)

Italien (7,2%)

Vereinigtes Königreich (8,1%)

USA (8,3%)

Frankreich (12,9%)

E U - L ä n d e r   (64,2%)

A u s f u h r   (100%)

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

Einfuhr (nominal) nach Rheinland-Pfalz - Herkunftsländer1)

(November 2005 - Oktober 2006)

-10 -5 0 5 10 15 20 25

Schweiz (2,9%)

Österreich (2,9%)

Vereinigtes Königreich (3,6%)

Spanien (3,9%)

China (4,9%)

USA (5,7%)

Italien (6,2%)

Belgien(11,4%)

Frankreich (13,7%)

Niederlande (13,7%)

E U - L ä n d e r   (70,3%)

E i n f u h r (100%)

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

1) Die Abstufung der zehn wichtigsten Länder erfolgt nach dem Anteil am Warenwert ingesamt 2005.

40,1%

28,9%
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Gewerbeanzeigen in Rheinland-Pfalz

- 500

 0

 500

1 000

1 500

2 000

2 500

3 000

3 500

4 000

4 500

J F M A M J J A S O N D J F M A M J J A S O N D J F M A M J J A S O N D

Anzahl

 Saldo  Neuerrichtungen  Aufgaben

20052004

Unternehmensinsolvenzen in Rheinland-Pfalz

60

70

80

90

100

110

120

130

140

150

160

170

180

J F M A M J J A S O N D J F M A M J J A S O N D J F M A M J J A S O N D

Anzahl
600250024002

2006



Daten zur Konjunktur

02 2007 Statistische Monatshefte Rheinland-Pfalz 119

Quelle: Deutsche Bundesbank.

Verbraucherpreisindex in Rheinland-Pfalz und in Deutschland
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Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %
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1) Vergleiche mit den Vorjahreszeiträumen sind wegen gesetzlicher Änderungen nur eingeschränkt möglich.

Arbeitslosenquote
in Rheinland-Pfalz, Deutschland und Westdeutschland1)
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Arbeitslose in % aller zivilen Erwerbspersonen
 Rheinland-Pfalz  Deutschland  Westdeutschland

Veränderung der Arbeitslosenquote
in Rheinland-Pfalz, Deutschland und Westdeutschland1)
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Veränderung gegenüber dem Vorjahr in Prozentpunkten
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Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte
am Arbeitsort in Rheinland-Pfalz
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Sozialversicherungspflichtig Teilzeitbeschäftigte
am Arbeitsort in Rheinland-Pfalz
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Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte und Teilzeitbeschäftigte am 
Arbeitsort (Veränderungsraten)
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Die Daten, auf die sich der Konjunkturteil stützt,
haben den Stand 29. Januar 2007.

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte am Arbeitsort
nach Wirtschaftsbereichen1)

-6 -5 -4 -3 -2 -1 0 1 2 3 4 5 6

Baugewerbe (6,4%)

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

Rheinland-Pfalz IV. Quartal 2005 Rheinland-Pfalz I. Quartal 2006

Deutschland IV. Quartal 2005 Deutschland I. Quartal 2006

Land- und Forstwirtschaft (1,2%)

Finanzierung, Vermietung usw. (12,4%)

Handel, Gastgewerbe und Verkehr (22,5%)

Produzierendes Gewerbe 2) (28,3%)

Öffentliche und private Dienstleister  (29,2%)

1) Die Abstufung der Wirtschaftsbereiche erfolgt zum Stand 30. Juni 2005. - 2) Ohne Baugewerbe.
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Anleihen der öffentlichen Hand

Anleihen der öffentlichen Hand sind Wert-
papiere mit festem oder variablem Nomi-
nalzinssatz und fester Laufzeit, die von 
Bund, Ländern, Kommunen und anderen 
öffentlichen Körperschaften ausgegeben 
werden. Der effektive Zinssatz (= Nomi-
nalzins*100/Kurswert) einer solchen An-
leihe mit zehnjähriger Restlaufzeit gilt als 
Indikator für das Niveau der langfristigen 
Zinsen in der Volkswirtschaft. 

Arbeitslose

Arbeitslose sind Arbeit suchende Perso-
nen bis zur Vollendung des 65. Lebens-
jahres, die vorübergehend nicht oder nur 
kurzzeitig in einem Beschäftigungsver-
hältnis stehen, die nicht Schüler, Studen-
ten oder Teilnehmer an Maßnahmen der 
beruflichen Weiterbildung, nicht arbeits-
unfähig erkrankt, nicht Empfänger von 
Altersrente sind und für eine Arbeitsauf-
nahme sofort zur Verfügung stehen.

Arbeitslosenquote

Die Arbeitslosenquote ist der Quotient 
aus den registrierten Arbeitslosen und 
den abhängigen Erwerbspersonen oder 
alternativ allen zivilen Erwerbspersonen. 
Diese Quote ist ein wichtiger Indikator für 
die Auslastung des Arbeitskräftepotenzi-
als und damit für die gesamtwirtschaftli-
che Situation in der Volkswirtschaft.

Auftragseingang

Unter Auftragseingang versteht man alle 
im betreffenden Berichtsmonat beim Be-
trieb eingegangenen und fest akzeptier-
ten Aufträge.

Zum Auftragseingang im Bauhauptge-
werbe gehören alle Aufträge für bauge-
werbliche Leistungen entsprechend der 
Verdingungsordnung für Bauleistungen 
(ohne Umsatzsteuer).

Beim Auftragseingang im verarbeitenden 
Gewerbe handelt es sich um Aufträge für 
die Lieferung selbst hergestellter oder in 
Lohnarbeit von anderen in- oder auslän-
dischen Firmen gefertigter Erzeugnisse. 
Der Auftragseingang im verarbeitenden 
Gewerbe wird in einem Wertindex (zu je-
weiligen Preisen) auf der Basis des Jahres 
2000 (d. h. 2000 = 100) ausgedrückt.

Ausbaugewerbe

Das Ausbaugewerbe fasst Wirtschafts-
zweige zusammen, die überwiegend 
Ausbauarbeiten und entsprechende Re-
paratur- und Unterhaltungsarbeiten vor-
nehmen. Hierzu gehören die „Bauinstal-
lation“ und das „Sonstige Baugewerbe“, 
das u. a. das Maler- und Glasergewerbe, 
die Fußboden-, Fliesen- und Plattenlege-
rei, die Bautischlerei sowie die Gipserei 
und Verputzerei umfasst, sowie die „Ver-
mietung von Baumaschinen und -geräten 
mit Bedienungspersonal“.

Baugewerblicher Umsatz

Die dem Finanzamt für die Umsatzsteu-
er zu meldenden steuerbaren (steuer-
pflichtigen und steuerfreien) Beträge für 
Bauleistungen in Deutschland und die 
baugewerblichen Umsätze in Zollaus-
schlussgebieten, wie z. B. deutsche Frei-
häfen, einschließlich Umsatz aus Nach-
unternehmertätigkeit und Vergabe von 
Teilleistungen an Nachunternehmer.

Bauhauptgewerbe

Zum Bauhauptgewerbe gehören Unter-
nehmen, die Hochbauten (einschließlich 
Fertigteilbauten) errichten, Tiefbauarbei-
ten oder bestimmte Spezialbauarbeiten 
ausführen .

Beschäftigte

In den Erhebungen im Bergbau und ver-
arbeitenden Gewerbe, im Baugewerbe 
sowie im Handel und Gastgewerbe zäh-
len zu den Beschäftigten alle Personen, 
die am Monatsende in einem arbeits-
rechtlichen Verhältnis zum Betrieb ste-

hen, tätige Inhaber und Mitinhaber sowie 
unbezahlt mithelfende Familienangehöri-
ge, und zwar soweit sie mindestens ein 
Drittel der üblichen Arbeitszeit im Betrieb 
tätig sind.

Zum Personenkreis der sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten zählen alle 
Arbeitnehmer, die kranken-, renten- und 
pflegeversicherungspflichtig und/oder 
beitragspflichtig zur Bundesagentur für 
Arbeit sind oder für die von den Arbeit-
gebern Beitragsanteile zu den gesetzli-
chen Rentenversicherungen zu entrich-
ten sind.

Bruttoinlandsprodukt

Das Bruttoinlandsprodukt umfasst den 
Wert aller in einem abgegrenzten Wirt-
schaftsgebiet produzierten Waren und 
Dienstleistungen abzüglich der bei der 
Produktion verbrauchten Güter (Inlands-
konzept). Es ist als Ausdruck der in einer 
bestimmten Region erbrachten wirt-
schaftlichen Leistung in erster Linie ein 
Produktionsindikator.

Erwerbspersonen

Die Erwerbspersonen umfassen die ab-
hängigen Erwerbstätigen (Beamte, Ange-
stellte und Arbeiter), die Selbständigen, 
die mithelfenden Familienangehörigen 
sowie die Erwerbslosen.

EURIBOR

Der EURIBOR (= Euro Interbank Offered 
Rate) ist der Zinssatz, den europäische 
Banken voneinander beim Handel von 
Einlagen mit fester Laufzeit verlangen. 
Er wird als Indikator für die kurzfristigen 
Zinsen verwendet.

Euro-Referenzkurs

Hierbei handelt es sich um den von der 
Europäischen Zentralbank festgestellten 
Kurs des Euro zum US-Dollar. 

Exportquote

Zur Berechnung der Exportquote einer 
Branche wird der Auslandsumsatz ins 
Verhältnis zum gesamten Branchenum-

Glossar
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satz gesetzt. Sie ist ein Indikator für den 
Exporterfolg, aber auch für die Auslands-
abhängigkeit der Branche.

Gewerbeanzeigen

Zu den (Gewerbe-)Aufgaben zählen die 
Abmeldungen von Gewerbebetrieben 
wegen Aufgabe von Hauptniederlassun-
gen, Zweigniederlassungen bzw. unselb-
ständigen Zweigstellen.

Bei den (Gewerbe-)Neuerrichtungen han-
delt es sich um erstmalige Anmeldungen 
von Gewerbebetrieben als Hauptnieder-
lassungen, Zweigniederlassungen oder 
unselbständige Zweigstellen.

ifo Geschäftsklima-Index

Der ifo Geschäftsklima-Index ist ein Früh-
indikator für die Konjunkturentwicklung. 
Zur Berechnung dieses Index befragt 
das ifo Institut für Wirtschaftsforschung 
in München jeden Monat mehr als 7 000
Unternehmen in Deutschland nach ihrer 
Einschätzung der Geschäftslage sowie 
ihren Erwartungen für die nächsten sechs 
Monate. Aus diesen Meldungen wird ein 
Index berechnet. Bei einer durchschnitt-
lichen neutralen Einschätzung des 
Geschäftsklimas nimmt dieser „Stim-
mungsindex“ den Wert 100 an, bei einer 
schlechteren Einschätzung Werte darun-
ter und bei einer besseren Einschätzung 
Werte darüber.

Kurzarbeiter

Kurzarbeiter sind Arbeitnehmer, bei 
denen wegen eines vorübergehenden er-
heblichen Arbeitsausfalls ein Entgeltaus-
fall vorliegt und die einen Anspruch auf 
Kurzarbeitergeld haben. Die Erfassung 
erfolgt zur Monatsmitte.

Offene Stellen

Offene Stellen sind dem Arbeitsamt zur 
Vermittlung gemeldete Arbeitsplätze für 
namentlich nicht benannte Arbeitnehmer 
und Heimarbeiter. Erfasst werden nur of-
fene Stellen, für die eine Beschäftigung 
von mehr als sieben Kalendertagen vor-
gesehen ist.

Produktivität

Aus den Ergebnissen des Monatsberichts 
im verarbeitenden Gewerbe bzw. im 
Bauhauptgewerbe lassen sich hilfsweise 
allgemeine Aussagen über die Produkti-
vität ableiten, indem etwa der Umsatz in 
Bezug zu den Beschäftigten gesetzt wird. 
Bei der Ermittlung einer solchen Produkti-
vitätskennziffer lässt sich somit keine rein 
mengenmäßige Relation darstellen. 

Die Produktivität ist grundsätzlich als 
Maßzahl zu verstehen, welche die Pro-
duktionsausbringung ins Verhältnis zu 
den Einsatzmengen der Produktionsfak-
toren setzt. Sie ist also ein Indikator für 
die Ergiebigkeit ökonomischer Aktivitäten 
und kann für einzelne Betriebe, für Bran-
chen oder für eine ganze Volkswirtschaft 
berechnet werden.

Produzierendes Gewerbe

Zum produzierenden Gewerbe gehören 
alle Unternehmen, deren wirtschaftliche 
Tätigkeit überwiegend darin besteht, 
Elektrizität, Gas, Fernwärme und Wasser 
zu erzeugen bzw. zu gewinnen und zu 
verteilen sowie Waren zu gewinnen bzw. 
zu be- oder verarbeiten. Das produzieren-
de Gewerbe umfasst den Bergbau und 
die Gewinnung von Steinen und Erden, 
das verarbeitende Gewerbe, das Bau-
gewerbe sowie die Elektrizitäts-, Gas-, 
Fernwärme- und Wasserversorgung.

Teilzeitbeschäftigte

Grundsätzlich liegt Teilzeitbeschäftigung 
vor, wenn die Arbeitszeit weniger als 18 
Stunden beträgt. Eine Teilzeitbeschäf-
tigung kann aber auch bei einer Be-
schäftigung von 18 Stunden und mehr 
vorliegen, soweit es sich um keine Voll-
beschäftigung handelt.

Umsatz

Als Umsatz gilt, unabhängig vom Zah-
lungseingang, der Gesamtbetrag der im 
Berichtszeitraum abgerechneten Liefe-
rungen und Leistungen an Dritte (ohne 
Umsatzsteuer) einschließlich der steu-

erfreien Umsätze, der Handelsumsätze 
sowie der Erlöse aus Lieferungen und 
Leistungen an Verkaufsgesellschaften, an 
denen das Unternehmen beteiligt ist. Ein-
zubeziehen sind auch getrennt in Rech-
nung gestellte Kosten für Fracht, Porto 
und Verpackungen, der Eigenverbrauch 
sowie die private Nutzung von firmeneige-
nen Sachen mit ihrem buchhalterischen 
Wert. Preisnachlässe und der Wert der 
Retouren sind von den fakturierten Wer-
ten abzusetzen.

Der Umsatz mit dem Ausland ergibt sich 
aus direkten Lieferungen und Leistungen 
an Empfänger, die im Ausland ansässig 
sind, sowie aus Lieferungen an Expor-
teure, welche die bestellten Waren ohne 
Be- und Verarbeitung in das Ausland 
ausführen.

Unternehmensinsolvenzen

Als Insolvenz wird die Zahlungsunfähig-
keit oder Überschuldung eines Schuld-
ners bezeichnet, wobei ein Gericht um 
Regelung zur gemeinschaftlichen Befrie-
digung der Gläubiger bemüht wird.

Verarbeitendes Gewerbe

Zum verarbeitenden Gewerbe (einschließ-
lich Bergbau und Gewinnung von Steinen 
und Erden) gehören alle Unternehmen, 
deren wirtschaftliche Tätigkeit überwie-
gend darauf gerichtet ist, Erzeugnisse 
zu be- und verarbeiten, und zwar über-
wiegend mit dem Ziel, andere Produkte 
herzustellen. Die Tätigkeit kann aber auch 
darin bestehen, Erzeugnisse zu veredeln, 
zu montieren oder zu reparieren. Das ver-
arbeitende Gewerbe ist Teil des produzie-
renden Gewerbes.

Verbraucherpreisindex

Der Verbraucherpreisindex (früher: Preis-
index für die Lebenshaltung aller priva-
ten Haushalte) misst die durchschnittliche 
Entwicklung der Preise aller Waren und 
Dienstleistungen, die von privaten Haus-
halten für Konsumzwecke gekauft wer-
den. Der Verbraucherpreisindex ist ein 
Indikator für die Geldwertstabilität in der 
Volkswirtschaft.
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Zahlenspiegel

Zahlenspiegel Rheinland-Pfalz
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Zahlenspiegel

Natürliche Bevölkerungs-

bewegung

Wanderungen

ERWERBSTÄTIGKEIT

Beschäftigte

BEVÖLKERUNG
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Zahlenspiegel

BAUTÄTIGKEIT
(Baugenehmigungen)

Baugenehmigungen für 
Wohngebäude

Baugenehmigungen für 
Nichtwohngebäude

Genehmigte Wohnungen
(Wohn- u. Nichtwohngebäude)

Arbeitsmarkt
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Zahlenspiegel

PRODUZIERENDES
GEWERBE

Verarbeitendes Gewerbe
sowie Bergbau und 
Gewinnung von Steinen 

und Erden

Energie- und Wasser-
versorgung

LANDWIRTSCHAFT
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Zahlenspiegel

Bauhauptgewerbe
(Vorbereitende Baustellen-

arbeiten, Hoch- und Tief-

bau)

Ausbaugewerbe/
Bauinstallation und sons-
tiges Ausbaugewerbe 

Einzelhandel

Kfz-Handel u. Tankstellen 

Baugewerbe

HANDEL

GASTGEWERBE

Großhandel
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Zahlenspiegel

Ausfuhr (Spezialhandel)

Personenbeförderung

VERKEHR

TOURISMUS

AUSSENHANDEL

Binnenschifffahrt

Straßenverkehrsunfälle

Kraftfahrzeuge
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Zahlenspiegel

Ausfuhr (Spezialhandel )

Einfuhr (Generalhandel)

GEWERBEANZEIGEN

noch AUSSENHANDEL
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Zahlenspiegel

INSOLVENZEN

HANDWERK

PREISE

VERDIENSTE
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Zahlenspiegel

Kredite an Nichtbanken

Einlagen u. aufgenommene
Kredite von Nichtbanken

Aufkommen nach 
Steuerarten

Gemeinschaftsteuern

Zölle

Bundessteuern

STEUERN

GELD UND KREDIT 
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Zahlenspiegel

Landessteuern

Gemeindesteuern

Steuereinnahmen der Ge-
meinden u. Gemeindeverb.

Steuereinnahmen
des Landes

Steuereinnahmen
des Bundes

noch STEUERN

Steuerverteilung
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STATISTISCHE BERICHTE

Bildung, Kultur, Rechtspflege, 
Wahlen

Weiterbildung in Rheinland-Pfalz 
2005  (Aktualisierte Fassung)
Bestellnr.: B4013 200500

Land- und Forstwirtschaft,  
Fischerei

Wachstumstand und Ernte von  
Feldfrüchten und Grünland  
Anfang Dezember 2006
Bestellnr.: C2013 200604

Gartenbauerhebung 2005: Teil 2 
– Strukturdaten
Bestellnr.: C4723 200501

Produzierendes Gewerbe,  
Handwerk

Verarbeitendes Gewerbe sowie  
Bergbau und Gewinnung von Steinen 
und Erden im November 2006
Bestellnr.: E1023 200611

Index des Auftragseingangs  
für das verarbeitende Gewerbe im 
November 2006
Bestellnr.: E1033 200611

Bauhauptgewerbe im November 
2006 – Vorbereitende Baustellen-
arbeiten, Hoch- und Tiefbau
Bestellnr.: E2023 200611

Unternehmen und Investitionen  
im Bauhauptgewerbe 2005 – Vor-
bereitende Baustellenarbeiten,  
Hoch- und Tiefbau
Bestellnr.: E2043 200500

Ausbaugewerbe im Juni 2006 –  
Bauinstallation und sonstiges  
Baugewerbe (jährliche Erhebung)
Bestellnr.: E3033 200600

Unternehmen und Investitionen im  
Ausbaugewerbe 2005 – Bau-
installation und sonstiges Baugewerbe
Bestellnr.: E3043 200500

Elektrizitäts- und Wärmeerzeugung 
der Kraftwerke der allgemeinen  
Versorgung im Oktober 2006
Bestellnr.: E4023 200610

Wohnungswesen, Bautätigkeit

Baugenehmigungen im November 2006
Bestellnr.: F2033 200611

Handel, Tourismus, Gastgewerbe

Umsatz und Beschäftigte im  
Handel und im Gastgewerbe im  
November 2006
Bestellnr.: G1023 200611

Aus- und Einfuhr 2005
Bestellnr.: G3013 200500

Aus- und Einfuhr im Oktober 2006
Bestellnr.: G3023 200610

Gäste und Übernachtungen im  
Fremdenverkehr im Oktober 2006
Bestellnr.: G4023 200610

Öffentliche Finanzen, Personal,  
Steuern

Schlüsselzuweisungen 2006
Bestellnr.: L2093 200600

Preise und Preisindizes

Verbraucherpreisindex in Rheinland-
Pfalz und Deutschland im  
Dezember 2006
Bestellnr.: M1013 200612

Preisindizes für Bauwerke in 
Deutschland im November 2006
Bestellnr.: M1043 200644

Querschnittsveröffentlichungen

Daten zur Konjunktur im Oktober 2006
Bestellnr.: Z1013 200610

SONSTIGE  
VERÖFFENTLICHUNGEN

CD-ROM: Schulverzeichnis für  
allgemein bildende Schulen in Rhein-
land-Pfalz, Schuljahr 2006/2007
Bestellnr.: B1004C 200700

E-Mail-Versand: Schulverzeichnis  
für allgemein bildende Schulen in 
Rheinland-Pfalz, Schuljahr 2006/2007
Bestellnr.: B1004E 200700

Gemeinschaftsveröffentlichungen  
der statistischen Ämter des 
Bundes und der Länder

CD-ROM: Gemeindeverzeichnis –  
Anschriften, Schlüsselnummern, Eck-
daten für alle Gemeinden Deutsch-
lands – Stand: 31. Dezember 2005
Bestellnr.: A5015C 200500

Kreiszahlen – Ausgewählte Regional-
daten für Deutschland – Ausgabe 2006
Bestellnr.: Z1015 200600

Die Qualitätsstandards der amtlichen 
Statistik – Ausgabe 2006
Bestellnr.: Z1075 200601

Januar

Die Veröffentlichungen können 
beim Statistischen Landesamt, 
Vertrieb der Veröffentlichungen, 
56128 Bad Ems, bestellt wer-
den. Telefon: 02603 71-2450, 
Te lefax: 02603 71-194322,  
E-Mail: vertrieb@statistik.rlp.de. 

Unter der Internetadresse www.
statistik.rlp.de steht die überwie-
gende Zahl der aktuellen Statisti-
schen Berichte zum kostenfreien 
Download zur Verfügung. Zudem 
sind die Neuerscheinungen der 
letzten acht Wochen und das wö-
chentlich aktualisierte Verzeichnis 
aller Veröffentlichungen abrufbar.
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Die Ausgabe 2006 der jährlich erscheinenden Publikation „Kreiszahlen – 

Ausgewählte Regionaldaten für Deutschland“ ist soeben erschienen. Diese  

Broschüre enthält die wichtigsten statistischen Eckdaten für alle Landkreise 

und kreisfreien Städte aus ganz Deutschland. Dazu gehören z. B. Daten über 

die Bevölkerung und die Geburtenhäufigkeit, aber genauso auch Daten über 

die Zahl der Arbeitsplätze, die Qualifikation der Beschäftigten, die Arbeitslosig-

keit, das Wirtschaftswachstum und Ergebnisse der letzten Bundestagswahl. 

Insgesamt sind 137 wichtige Merkmale für jede Region enthalten.

Die „Kreiszahlen“ sind ein gemeinsames Produkt der statistischen Ämter des 

Bundes und der Länder. Die Veröffentlichung ergänzt als gedruckte Broschüre 

die ebenfalls vor kurzem erschienene regionalstatistische Datenbank „Statistik 

regional“.

Die „Kreiszahlen, Ausgabe 2006“ umfassen 204 Seiten und eine ausklappbare Karte, in der die Territorialstruktur 

und die Besiedlungsdichte in Deutschlands Regionen dargestellt sind. Die Broschüre kostet 15,00 Euro und kann 

bei den statistischen Ämtern des Bundes und der Länder bestellt werden.

Gemeinschaftsveröffentlichung der statistischen Ämter des Bundes und der Länder

Die wichtigsten Daten für alle Landkreise und kreisfreien Städte in 

Deutschland auf einen Blick – „Kreiszahlen, Ausgabe 2006“ erschienen
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